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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut Veränderung 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

Energieverbrauch 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

1 000 
Mill. Stunden 

Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Miii.DM 

Miii.DM 
Miti.DM 
Miii.DM 

1 000 t SKE 

1 000 
Mill. Stunden 

Miii.DM 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mit I. DM 
Auftragseingang 3 Mit I. DM 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 
Nichtwohnbau 1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (einseht Umsallsteuer) Meßziffer 1986 ";" 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (einseht Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 ,;.. 100 

Fremdenverkehr s 
Ankünfte 1 000 
Übernachtungen 1 000 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Außenhandel 

Ausfuhr 

KrediteS 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

Anzahl 

Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 

1) Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur 
Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 

2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 
3) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 

zum Vorjahr 
(gleicher Monat) 

in% 

August 1990 

180 + 5,0 
16 + 8,0 

694 + 9,9 

3838 + 21,3 
3 042 + 23,3 

796 + 14,0 

2042 
1 435 

606 

41 
5 

140 

521 
311 

1 153 
626 

- 12,6 
- 1,2 
- 31,4 

+ 1,8 
+ 4,2 
+ 8,7 

+ 28,0 
+ 4,0 

+ 42,5 
-46,2 

Juli 1990 

139,8 + 17,5 

168,6 

524 
3344 

+ 6,9 

+ 2,8 
+ 4,6 

August 1990 

85 088 8,9 

Juni 1990 

902,8 - 21,8 

Juli 1990 

9993 
52398 

+ 8,9 
+ 2,6 

zum Vorjahr 
(gleiche Zeit) 

in% 

Januar bis August 1990 

175 + 4,2 
16 + 4,3 

662 + 9,4 

3 572 + 9,9 
2 749 + 11 '1 

823 + 5,9 

2136 
1 433 

703 

40 
4 

120 

397 
273 

989 
593 

+ 0,1 
+ 1,5 

2.7 

+ 1,5 
+ 2,1 
+ 9,0 

+ 13,7 
+ 18,2 

+ 51,0 
+ 8,4 

Januar bis Juli 1990 

122,5 + 9,8 

114,0 

305 
1 565 

+ 4,5 

+ 7,5 
+ 8,7 

Januar bis August 1990 

98903 - 5,0 

Januar bis Juni 1990 

1 026,5 - 2,6 

Januar bis Juli 1990 

9880 
52138 

+ 11,0 
+ 3,0 

5) in Beherbungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten 
(einschließlich Jugendherbergen; ohne Campingplätze) 

6) an inländische Unternehmen und Private, ab 1.1.1986 
einschließlich Raiffeisenbanken 

7) einschließlich durchlaufender Kredite 
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Aktuelle Auslese 

Mehr Ärzte 

Ende 1989 waren in Schlesw.ig-Holsrein 7 121 
Ärztinnen und Ärzte tätig. Ein Viertel davon 
~'IU'en Frauen. Gegenüber dem Vorjahr erhöhte 
sich die Zahl der Ärztinnen und Ärzte wie­

derum (um 1,6 %), so daß Ende 1989 eine(r) durchschnitt­
lich nur noch 364 Einwohner betreute. Von den .Ärzten (Män­
ner und Frauen) arbeiteten 44 % in freier Praxis, 2 % als 
Assistent eines Arztes in freier Praxis. Die Zahl der Ärzte, 
die hauptberuflich in einem Krankenhaus arbeiteten, war nur 
geringfügig größer als die der Freiberufler. In ~~ Verwaltung 
oder Forschung arbeitete fast ein Zehntel der Arztinnen und 
Ärzte. 

Die Zahl der Zahnärzte (Männer und Frauen) hat sich mit 
1,4 % gegenüber dem Vorjahr etwa gleich stark erhöht wie 
die der Ärzte. Unter den 1 750 Zahnärzten, von denen Ende 
1989 jeder für durchschnittlich 1 483 Einwohner zur Verfü­
gung stand, waren 349 oder 20 % Frauen. 

Die genannten Zahlen stammen von den Gesundheitsämtern, 
sie schließen auch die Ärzte der Bundeswehr ein, nicht je­
doch die von Polizei und Grenzschutz. 

I 

Einzelhandel im ersten Monat 
der Währungsunion 

Seit der Öffnung der deutsch-deutschen 
Grenze hat der Einzelhandel im Bundesgebiet kräftig zuge­
legt. Besonders begünstigt waren dabei die Geschäfte in den 
Grenzregionen zur DDR. 

Auch in Schleswig-IIolstein verzeichnete der Einzelhandel 
hohe Umsatzsteigerungen. Nach einem Plus von 7,7 % im 
ersten und 9,1 % im zweiten Quartal schloß die vorläufige 
Bilanz des 1. Halbjahres 1990 mir einem Umsatzplus von 
8,4 % , preisbereinigt 6,1 %. 

Einen zusätzhchen 1\Iachfrageschub löste die deutsche Wäh­
rungsunion aus. Nach ersten vorläufigen Ergebnissen setzte 
der Einzelhandelm Schleswig-Holstein im Juli 1990 nomi­
nal rund 17 % mehr um als im Juli 1989. Von Juni zu Juli 
1990 stiegen die Einnal1men um beachtliche 11 %. 

Am besten liefen die Geschäfte im Einzelhandel (EI·I) mit 
Fahrzeugen, Fahrzeugteilen und -reifen ( + 15,9% zum Vor­
monat, + 45,6 % zum Vorjahresmonat),im EH mit elek· 
trotechnischen Erzeugnissen, Musikinstrumenten usw. 
( + 27,3 %, + 36,1 %), im EH mit Papierwaren, Druck­
erzeugnissen, Büromaschinen ( + 32,7 %, + 32,2 %), im 
EH mit Waren verschiedener Art, den insbesondere Kauf­
und Warenhäuser sowie Verbrauchermärkte betreiben, 
( + 19,7 %, + 16,6 %) und im Eil mit Textilien, Beklei­
dung, Schuhen, Lederwaren ( + 14,0 %, + 16,8 %). 

Der Einzelhandel mit Kraftwagen war gleich doppelt begün­
stigt. So wurden einerseits erheblich mehr fabrikneue Fahr­
zeuge \'erkauft als noch vor einem Jahr, und andererseits ließ 
die starke Nachfrage aus der DDR nach preisgünstigen Ge­
brauchtwagen die Lagerbestände der Händler erheblich 
schrumpfen. 

Jenseits der Grenze waren die Umsätze - nach Angaben 
des Statistischen Amtes der DDR- um 44 % niedriger als 
im Juli 1989, in den grenznahen Bezirken zur Bundesrepu­
blik Deutschland sogar teils noch erheblich geringer. 

Zahl der Studierenden weiter steigend 

Im Sommersemester 1990 waren an den 
schleswig-holsteinischen Hochschulen 36 475 
Studentinnen und Studenten einge•.chneben, 

7 % mehr als im Sommer 1989. Für 1 725 Studenten 
( + 6 %) war das diesjährige Sommersemester auch das er­
ste Hochschulsemester. 

Die meisten Studierenden (18 344) besuchten eine Universi­
tät, davon 17 216 ( + 1 %gegenüber Sommersemester 1989) 
die CAU Kiel und 1 128 ( - 4 %) die Medizinische Hoch­
schule Lübeck. 

Besonders stark ist die Studentenzahl an den pädagogischen 
Hochschulen gestiegen, und zwar an der PI I Flensburg um 
28% auf 721 und an der PH Kiel um 13% uuf 1 572. Die 
Zahl der Fachhochschüler (ohne Verwaltungsfachhochschule) 
erhohte sich um 15 % auf 14 570. 
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Landtagshearing zur Weiterentwicklung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 

Zur Genesis der Thematik 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen liefern Daten 
zur Messung des ökonomischen Erfolges. Sie dienen 
vor allem der kurz- und mittelfristigen Konjunkturbeo­
bachtung, sind für Steuerschätzungen, Analysen der 
Arbeitsmarktentwicklung und viele andere wirtschafts­
und tarifpolitische Zwecke unerläßlich. An den Metho­
den und Ergebnissen hat es aber stets auch Kritik ge­
geben. So wird vorgebracht, daß das traditionell 
gemessene Sozialprodukt 

- Güter und Dienste enthalte, die lediglich Folgeschä­
den des Wirtschattens verhindern oder reparieren, 
insofern also nicht unmittelbar der Bedürfnisbefrie­
digung der Menschen dienten, und 

- die sog . .,externen Effekte" - den Abbau natürlicher 
Ressourcen, die bleibenden Schäden an der Ge­
sundheit der Menschen, an ihrer Umwelt, an ihren 
Bauwerken usw. - nicht werte/bewerte und deshalb 
auch nicht als Kosten in Rechnung stelle. 

- Beides, die Übererfassung der Güterproduktion und 
die Untererfassung der Produktionskosten, nähmen 
im Zeitablauf zu, das wirtschaftliche Wachstum 
werde überhöht dargestellt. Es könne, wenn die Fol­
gekosten des Wirtschaftswachstums größer würden 
als der Produktionszuwachs, sogar zu einem "Leer­
lauf der Zivilisationsmaschine" kommen. 1 

Über die kompensatorischen Kosten des Sozialpro­
dukts, so auch der Titel des Aufsatzes, erschien bereits 
in Heft 1011989 dieser Zeitschritt ein Beitrag. 

ln den Siebziger Jahren wurde die Kritik kaum außer­
halb der wissenschaftlichen Zirkel artikuliert, in den 
Achtzigern nahm sie dann breiteren Raum ein und 
tauchte auch schon häufiger in den Medien auf. Auf 
Initiative der GRÜNEN kam es im Mai 1989 zu einer 
Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bundes­
tages, bei der deutlich wurde, daß es auch in den Par­
teien ein breiteres Interesse an diesem Thema gibt. 

1) 81nswanger, H. C. und W. Geissberger, T. G1nsburg (Hrsg ), 
Der NAWU·Report: Wege aus der Wohlstandsfalle, Frank· 
furt a. M. 1978, S 105 

Das Statistische Bundesamt hatte in den achtziger Jah­
ren bereits Gedanken entwickelt, die traditionellen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) um 
sog. "Satellitensysteme" zu ergänzen, so u. a. zur Um­
weltproblematik, und hatte dazu auch - vor allem in 
seiner Schrittenreihe .,Forum der Bundesstatistik" 
(Bände 4, 6 und 7) - Aufsätze und Diskussionsbeiträge 
veröffentlicht. ln der internationalen Diskussion war es 
damit allerdings nicht Protagonist. sondern zog nur 
nach. 

Natürlich hatte man auch immer wieder darauf hinge­
wiesen, daß das Sozialprodukt nicht als Wohlfahrtsin­
dikator mißbraucht werden dürfte und daß der Versuch, 
die Umweltproblematik statistisch-empirisch in die 
Kreislaufrechnung der VGR einzubauen. enorme Pro­
bleme aufwerfe. Ein Satellitensystem sollte hier - un­
ter Beibehaltung der traditionellen VGR - den vom 
Ansatz her bescheidenen, aber dafür erfolgverspre­
chenden Einstieg in die Thematik ermöglichen. 

Im Laufe des Jahres 1989 gelangte das Statistische 
Bundesamt zu der Auffassung, daß der Satelliten­
system-Ansatz der Komplex1tät des Themas möglicher­
weise nicht gerecht werde, sondern daß es einer um­
fassenderen, ganzheitlichen Betrachtung bedürfe. Ein 
Rechenwerk sui generis sollte geschaffen werden. Mit 
seiner Konzeptionierung wurde im Herbst 1989 begon­
nen. Es erhielt den Namen .,Umweltökonomische Ge­
samtrechnung"; ein Begriff, der seinem Benutzer 
eigentlich für alle seine Bestandteile eine besondere 
Betonung abverlangt. Auch das Kürzel "UGR" ist deut­
lich - und das auch bewußt - an "VGR" angelehnt. 
Die Satellitensystem-Ansätze sollen Bestandteil der 
UGR werden. Daß unter der Bezeichnung "Umwelt· 
ökonomische Gesamtrechnung" etwas entwickelt wer­
den solle, das "über die bisher dominierenden 
Überlegungen zur Entwicklung emes 'Satellitensy­
stems"' hinausgehe, von der VGR unabhängig, aber 
mit ihr vielfältig verbindbar sei, äußerte der Präsident 
des Statistischen Bundesamtes, Egon Hölder, in einem 
13-Seiten-Papier, das er zu einer Tagung der Interna­
tional Association for Research in lncome and Wealth 
(IARIW) -der internationalen Gesamtrechnervereini­
gung - im August 1989 in Lahnstein vorlegte. ln den 
Presseberichten über diese Tagung tauchte verstärkt 
das Schlagwort vom "Ökosozialprodukt" auf, dessen 
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Berechnung man probieren wolle. Allerdings paßt die­
ser Begriff eher zu einem Satellitensystem der VGR. 
Die UGR sieht ein Ökosozialprodukt nicht vor. 

Die Lösung der UGR von der VGR erläuterte Hölder 
dann in einem Vortrag über "Ziel und Aufbau einer Um­
weltökonomischen Gesamtrechnung" vor dem Statisti­
schen Ausschuß des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie im November 1989, in dem er auf den gegen­
über der VGR deutlich breiteren Ansatz verwies und 
darauf, daß die VGR definitorischen, administrativen 
(EG·Finanzierung) und terminliehen Zwängen unter­
liege. 

Die duale Entwicklung - Satellitensystem und ganz­
heitliche UGR - ist keine deutsche Besonderheit, son­
dern auch in der internationalen Diskussion gibt es 
Verfechter für Satellitensysteme wie für holistische 
(ganzheitliche) Ansätze.2 

Im Juli 1990 hat das Statistische Bundesamt das Kon­
zept der UGR der Öffentlichkeit vorgestellt und dazu 
eine umfangreiche Pressedokumentation vorgelegt: 
Der Grundgedanke einer Umweltökonomischen Ge­
samtrechnung sei es, die kreislaufmäßigen Zusammen­
hänge von Ressourceneinsatz, Produktion und Ver­
brauch, Emission, Immissionslage zu verfolgen und 
diese Vorgänge - soweit möglich - zu erfassen und 
in DM zu bewerten. Ein ~großer Wurf", der das System 
in einem Zuge kreiert, sei aufgrund der erheblichen 
methodischen Probleme allerdings nicht zu erwarten. 
Der Vorschlag für einen Einstieg in eine UGR gehe da­
von aus, daß als Grundinformationen 

- die Entnahme und der Verbrauch biotischer und 
abiotischer Ressourcen 

- die Belastung von Boden, Wasser und Luft 
und 

- die Emission von Schadstoffen und Abfällen 

benötigt würden, dazu auch die Aufwendungen zum 
Umweltschutz. Eventuell könnten die "objektiven" sta­
tistischen Daten durch subjektive Experteneinschät­
zung ergänzt werden. Als Form der Zahlensammlung 
wird ein Baustein-System vorgeschlagen, das einen 
sukzessiven Aufbau ermöglichen soll. 

Diese Bausteine benutzen - soweit möglich - ge­
meinsame Klassifikationen. Die Aufstellung solcher 
Klassifikationen wird als eines der wichtigsten Pro-

2) Etne Beschretbung dteser Methodendebatte findet sich bei 
letpert. C., D1e hetmltchen Kosten des Fortschntts, Frank· 
furt 1989, S 80 ff. 

bleme im angestrebten Bausteinsystem gesehen, weil 
sie wesentlich Umfang und Gliederungstiefe des Be­
richtssystems bestimmen. Dies ist deshalb mit Vorrang 
bereits betrieben worden und nimmt einen großen Teil 
des Dokumentationsbandes ein. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung hatte in seinem Jah­
resgutachten 1989/90 (Ziffer 284)- also auch schon 
vor der Präsentation des Konzepts- begrüßt, "daß die 
amtliche Statistik dabei ist, eine Umweltökonomische 
Gesamtrechnung aufzubauen'', schätzt aber die Chan­
cen, ein "ökologisches Gesamtergebnis" zu berechnen, 
nicht hoch ein. Auch die Bundesregierung hatte von 
den Bemühungen des Statistischen Bundesamtes 
"eine weitere wesentliche Verbesserung der Informa­
tionsgrundtagen für die Umweltpolitik" erwartet, aber 
"gegenwärtig die zuverlässige Berechnung eines öko­
logischen Gesamtergebnisses, das mit dem herkömm­
lichen Sozialprodukt in eine enge Beziehung gesetzt 
werden kann. vor allem aus methodischen Gründen für 
nicht möglich" gehalten. Gleichzeitig sei eine hohe 
Transparenz des ökologischen Geschehens unabding­
bar, dies spreche für ein Nebeneinander von Soziai­
produktsberechnung und umweltpolitischen Gesamt­
daten (Jahreswirtschaftsbericht 1990, Ziffer 53). 

Die UGR ist bisher ein rein konzeptionelles Gebilde und 
wird es wohl noch eine ganze Zeit bleiben. Auf eben­
falls lange Zeit wird diese Datensammlung noch 
technisch-wissenschaftlich ausgerichtet sein. Für die 
Bewertungsprobleme gibt es noch keine in der Praxis 
bewährten Verfahren. Die Monetarisierung muß des­
halb wohl an das Ende der Entwicklung geschoben 
werden. 

Auch der .,Wissenschaftliche Beirat zur Umweltökono­
mischen Gesamtrechnung", der im Februar 1990 als 
unabhängiges Beratungsgremium vom Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit beru­
fen worden ist, hat auf die Bewertungsschwierigkeiten 
deutlich hingewiesen. Dieser Beirat hat seine Tätigkeit 
auf mindestens zwei Jahre veranschlagt. Seine Mitglie­
der haben Einvernehmen darüber, daß VGR und UGA 
zunächst parallel zu entwickeln und erst dann mitein­
ander verknüpfbar seien. 

ln Schleswig-Holstein hatte bereits im Sommer 1989 
der Arbeitskreis Finanzen der SPD-Landtagsfraktion In­
teresse an der Thematik entwickelt. Er erörterte mit 
dem Statistischen Landesamt die Möglichkeit, speziell 
für das Land die Folgekosten des Wirtschattens zu be­
rechnen. Im Januar 1990 veranstaltete die SPD­
Landtagsfraktion ein Forum zu den "Möglichkeiten ei-
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ner realitätsgerechteren Wohlstandsberechnung", so 
der Titel. Sie hat hierzu inzwischen auch eine Doku­
mentationsschrift mit den Beiträgen herausgegeben, 
die die Referenten vom Wissenschaftszentrum Berlin 
(Simonis und Leipert), vom Statistischen Bundesamt, 
vom B.U.N.D., von der Universität Harnburg und vom 
Statistischen Landesamt dazu geleistet haben. 

DieSPD-Fraktion brachte Anfang 1990 in den Landtag 
die Initiative ein, daß die Landesregierung aufgefordert 
werde, das Statistische Landesamt eine Umweltökono­
mische Gesamtrechnung für Schleswig-Holstein ent­
wickeln zu lassen. Diese Initiative (siehe Kasten) wurde 

SCHLESWIG·HOLSTEINISCHER LANDTAG 

12. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Weiterentwicklung der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt die Ankündigung des Statistischen Bundesam­
tes, im Jahr 1990 in ErgJ.nzung Zllf bisherigen volkswituchaftlicheo 
Gesamtrechnung ein Modell filr eine umweltökonomische Gesamt­
rechnung vorzulegen. in dem .,kompensatorische" Kosten dca Wttt­
schaftens getrennt ausgewiesen werden. 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, darauf hinzuwirlcen, 
daB das Statistische L.andcsamt für Schleswig-Holstein eine vom 
Modell des Staustischen Bundesamtes ausgehende umweltOkonorni­
sche Gesamtrechnung ftlr Schleswig-Holstein entwickelt Dabei 
soßen sowohl die bisher erfa.Bten Kosten berücksichtigt werden als 
auch- schrittweise- Wertminderungen. die durch winschaftlicbe Ak­
uvilliten ausgelost worden sind. 
Sozial- und umweltbezogene Daten sollen künftig nach Bestanden 
und Bestandslnderungen ge~nnt ausgewiesen werden. Ziel ist es. in 
Zukunft eine mtegrierte Berichterstattung von Umwelt-, Sozial- und 
Wtrucbaftspohtik zu erreichen. 

BegrOndung: 

Noch immer wird das Bruttosoz.ialprodulct als Wohlstandsindikator 
verwendet Aber em zunehmender Teil davon besteht aus .,kompensa­
torischen"' Ko~- cl h. .,Repararuraufwendungen", die erforderlich 
werden, um negative Auswirlrungen wirtschaftlicher Aktivitilten zu 

am 14. März 1990 im Plenum des Landtages behan­
delt und wie üblich an die Ausschüsse verwiesen: fe­
derführend Wirtschaft, beteiligt Finanzen. Im Zuge ihrer 
Beratungen beschlossen beide Ausschüsse für den 13. 
September 1990 eine gemeinsame Anhörung von Ex­
perten. Die Anhörung war- wie inzwischen grundsätz­
lich alle Ausschußsitzungen des Landtages- öffent­
lich. Die folgende Schilderung gibt die Erinnerungen 
und die Notizen des Autors wieder. Ein Protokoll stand 
noch nicht zur Verfügung, die Wiedergabe der State­
ments ist mit den Sachverständigen nicht abgestimmt 
worden. Die Fußnoten sind ergänzende Hinweise des 
Autors. 

Drucksache 12/729 
22. 02. 90 

kompensieren. W!Sse"nschaftliche Untersuchungen zeigen. daß der 
Anteil der . .kompensatorischen Kosten" am Brurtosollalprodukt 
heute bereits bis zu 15% beträgt 

Solche KOSlen können beispielsweise Maßnahmen zur Beseitigung 
von Luft\lerschmutzung und von Abfall, Aufwendungen be1 Arbens­
unfällen. zur Behandlung von Kra.nlcheiten. die dun:h gesundhc•ts­
schädliche Lebens- und Arbeitsbedin~gen enutanden smcl aber 
auch Maßnahmen zur Sanierung von Gebluden oder höhere Perso­
nalausgaben im Bereich von Polizei und Justiz. um Straftaten verfol­
gen zu klionen, sein. Dabei muß jedoch einschrinlcend bemerkt 
werden, da.B ein großer Teil der nep1iven Folgen des Wtttsehaftens 
flir Meoscb und Natur quantitativ kaum erfaßbar ist, weil er mcht in 
Geld berechnet wird oder werden kaM (z. B. geringere L.ebensquali­
tilt durch zunehmend eingeschrinku: Nutzung von Natur oder der 
Verlust an Ancrueichrum bei Pflanzen und Tieren). 
Ein Teil der . .kompensatorischen Kosten"' 1st bereits heute sta.tisusch 
erfa&, vermehrt jedoch gleichzeitig das Brunosowlprodulct. Darüber 
hinaus lOsen zahlreiche wirtschaftliche. Aktivitäten. die sich Ul der 
vollcswirtscb.aftlichen Gesamtrechnung bisher als Wenschöpfungsbei­
träge niederschlagen. Wertminderungen. z. B. Luftverschmutzung, 
Saurer Regen. aus, ohne daß diese erfaßt und bewertet werden. D1ese 
DatenlOcke muß in Zulcuntt- soweit es geht - geschlossen werden. 
Die vollcswinschaftlichc Gesamtrechnung liefert also Ergebnisse, wie 
das Bruttosozialprodukt, deren positive Vennderungsraten Wohl­
standsgewinne Signalisieren. es jedoch nur zu einem Teil wirklich 
sind. Sie suggerieren politischen Erfolg, der oft keiner ist Dies sollte 
sich künftig ändern. 
Das neue Denken muß jedoch auch verstärla m das politische 
Handeln einfließen. Es gilt, Schiden an unserem Okosystem und 
damit ..kompensatorische Kosten" voo vomherein zu vermeiden. 
Einer neuen Art der volleswirtschaftlichen Gesamtrechnung muß also 
eine neue Politik entsprechen. 
Das hei& auch. da.B die drei Eckpunkte der Wtttschaftspolitik. 
nirnlich Stabilität des Preisniveaus. hoher Beschäftigungsgrad und 
außenwirtsehaftliches Gleichgewicht um den Erhalt der Evolutionsfä­
higkeit der Natur ergänzt werden mllssen. Das heißt auch. daß die 
Winschaftsberichtersta.ttung als integnlen Best.andteil die Sttuation 
der natürlichen Mirwelt des Menschen einzubezjehen hat Eine um­
weltök.onomische Gesamtrechnung liefert hierfllt das Zahlenwerk 
und damit ein wichtiges Mittel zur Erfolpltontrolle. 

Dr. Joachlm Lohmann 
Jens Vollart 
und Fraktion 
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Die Statements 

Zur Anhörung waren sechs Sachverständige erschie­
nen: 

- Dr. Beckenbach 
(Institut für ökologische Wirtschaftsforschung Berlin) 

- Dr. Freitag 
(Bundesverband der Deutschen Industrie) 

- Dr. Hocket 
(Deutscher Gewerkschaftsbund) 

- Dr. Härtet 
(HWWA- lnst. für Wirtschaftsforschung Hamburg) 

- Präsident Hölder 
(Statistisches Bundesamt) 

- Dr. Mohr 
(Leiter Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein) 

Der Abgeordnete Kribben, der als Vorsitzender des 
Wirtschaftsausschusses die Anhörung leitete, bat die 
Sachverständigen, zunächst und nacheinander ihren 
Standpunkt in der Thematik zu skizzieren. Präsident 
Hölder sollte beginnen und dabei auch die Grundkon­
zeption der UGR kurz darlegen. Dr. Mohr wurde auf­
gefordert, sich als Letzter und dann besonders zur 
Realisierbarkelt einer UGR für Schleswig-Holstein zu 
äußern. 

Präs. Hölder ging auf Vorgeschichte, Philosophie und 
Planung der UGR ein, schilderte auch, warum das Sta· 
tistische Bundesamt vom seiner Ansicht nach zu en­
gen Satellitensystem-Ansatz auf die umfassendere 
UGR-Konzeption gekommen ist. Eine Idee sei gewe­
sen, den kreislaufanalytischen Gedanken der VGR­
Konzeption auch in die UGR zu übernehmen Er stellte 
den noch konzeptionellen Charakter der UGR heraus 
und wies darauf hin, daß er daran bisher lediglich mit 
"Bordmitteln" arbeite. Präs. Hölder schilderte kurz die 
bereits vorgestellten Grundideen der UGR, unterstrich 
und begründete das Grundziel der möglichst völligen 
Monetarisierung der Daten. Die UGR solle eine Samm­
lung und Ordnung von Daten sein, die wegführe da­
von, daß die Diskussionen immer nur skandalorientiert 
liefen. Für die Nutzung der Daten sei nicht so sehr wich­
tig, wann die ersten davon zur Verfügung stehen, son­
dern ihr Wert zeige sich erst in den Folgejahren. 

Dr. Beckenbach als Vertreter der "alternativen" 
Richtung3 gab einen kurzen historischen Abriß von 
Zweck und Struktur der VGR. Er verwies u.a. darauf, 
daß die Entwicklung der VGR viele ihrer Impulse aus 

3) B tst Mitherausgeber und Mttautor von .Grüne Wirtschafts· 
politik, Machbare Utopten·. Köln 1985 

Überlegungen zur Kriegsfinanzierung bekommen 
habe•. Er beklagte die Dominanz des Wachstumsziels 
und die faktische Gleichsetzung von Wohlstand und 
Wachstum in der wirtschaftspolitischen Diskussion. Die 
VGR sei explizit keine Vermögensrechnung, von daher 
gegenwartsorientiert und nur dem kÜrzfristigen ökono­
mischen Erfolg auf der Spur. Es finde eine formale 
Gleichbehandlung der Sektoren in einer Weise statt. 
die eigentlich nur dem Unternehmenssektor gerecht 
werde. Beim Staatsverbrauch und bei den privaten 
Haushalten sei die Beschränkung auf Geldströme ver­
engend. Insofern habe die VGR eingebaute Konstruk­
tionsfehler. Ihr Korsett sei viel zu eng. Um den 
zunehmenden wohlfahrtstheoretischen Informationsan­
sprüchen besser gerecht zu werden. gebe es zwei Stra­
tegien, nämlich die VGR auszubauen oder Neben­
rechnungen zu führen. Dr. Beckenbach begrüßte die 
UGR des Statistischen Bundesamtes, fand die Gedan­
ken verfolganswert und lobte den experimentellen Cha­
rakter, der es auch erlaube, gleichzeitig auf allen 
Ebenen anzufangen Kritisch bemerkte er, daß er den 
Übergang zur VGR noch nicht sehe. Die Kreislaufana­
logie der UGR zur VGR sei falsch , da es in der Ökologie 
diesen Kreislauf so nicht gebe: Bei vielen Umweltschä­
den seien die Ausgangsbedingungen gerade nicht wie­
derherstellbar. Die üblichen, einfachen Emissions-/ 
lmmisionsmodelle reichten nicht für die Komplexität der 
Ökosysteme. Der Aufbau von Risikostrukturen werde 
nicht erfaßt. Bei der Monetarisierung gebe es Schief­
lagen. Am Beispiel der Rohölpreise machte er seinen 
Zweifel deutlich, daß Preise wirklich Knappheitsindika­
toren seien. Bei der statistischen Messung von Umwelt­
schutzaktivitäten gebe es die Gefahr von Unterbe­
wertungen, solange man sich nur auf die end-of-the­
pipe-Technologie5 richte. Dr. Beckenbach plädierte für 
das Konzept der ökologischen Folgekosten, wie es vor 
allem Leipart skizziert habe. Allerdings habe auch die­
ses Konzept noch Probleme mit der Definition von Fol­
gekosten, mit Doppelzählungen und mit der Periodi-

4) Keynes hat mit setner Schrift .How to Pay for the War· 1940 
gezetgt, wie d ie Volkseinkommensanalyse ln Großbntannten 
zur Lösung des Problems etner möglichst tnflationsarmen 
KnegsftnanZterung bertragen konnte. Ahnllche Impulse gab 
es auch tn den Veretntgten Staaten und anderSNO. (nach 
Stobbe, A.. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, tn Hand· 
'WÖrterbuch der Wirtschaftswtssenschaften, v. 1979, Band 8, 
S. 398) 

5) Mt! end-of-the-pipe-Technologte stnd dte ledtglich nachsor­
genden, am Ende der Produkttonsprozesse stehenden An­
lagen wte Kläranlagen, Schornstetnftlter u. ä. gemetnt. 
Den Gegensatz bilden hter die vorsorgenden, truh tm 
Produkttonsprozeß ansetzenden und deshalb auch schwer 
ermittelbaren integralen Umweltschutzanlagen. 
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sierung. Es müsse aber allemal aufgezeigt werden, wel­
chen Anteil an der Wirtschaft die ,.Defensivindustrien'' 
hätten und wie hoch der "defensive Zwangskonsum" 
sei.8 

Dr. Härtel vom HWWA plädierte für ein Satellitensystem. 
Er habe eine starke Reserve gegen Überfrachtung der 
VGR. Ebensowenig wie das individuelle Einkommen 
nichts über die Lebensqualität des Einkommensbezie­
hers aussage, sei auch das Bruttosozialprodukt kein 
allgemeiner Wohlstandsindikator. Dr. Härtel kritisierte 
Leiparts Rechnung7 , weil er für den aktuellen Rand der 
Zeitreihe Komponenten der Folgekosten mitgezählt 
habe, die 1970 noch gar nicht gemessen worden seien. 
Nur so komme es zu dem deutlichen Anstieg der Fol­
gekosten. Aber selbst das, was dann nachbleibe, dürfe 
man nicht vom Sozialprodukt abziehen, denn Mehrko­
sten des Umweltschutzes würden überwälzt, die Preis­
steigerungen von den Gesamtrechnern dann aber in 
der Realwertbetrachtung neutralisiert. Außerdem ver­
drängten Investitionen in den Umweltschutz andere, für 
die Güterversorgung dienende Investitionen. Dies sei 
in bezug auf das traditionell gemessene Wachstum 
neutral. Im übrigen gebe es außer den negativen auch 
positive nichtmonetäre Effekte. 8 

Auch Dr. Hockel vom DGB plädierte dafür, das BSP so 
zu lassen, wie es ist. Er stellte ab auf die Frage, für wel­
che Zwecke denn gerechnet werde. Man sei auch nicht 
auf die Idee gekommen, die Folgekosten der Arbeits­
losigkeit dem Bruttosozialprodukt gegenzurechnen. 
Allerdings liefere für das Ziel des nachhaltigen Wachs­
tums das BSP nicht unbedingt die richtige Information. 
Dies belegte er mit den Beispielen lndonesien und 
DDR, wo man unter lnkaufnahme von Ressourcenab­
bau kurzfristig durchaus Wachstum gehabt habe. 

6) Zur Dtskuss1on um den Begnff der .defensiven• oder 
auch . kompensatonschen• Kosten Stehe Letpert, C., a.a.O, 
S 310 I. 

7) Nach Letperts emptrischer Analyse 1st der Anteil der soge· 
nannten defenstven Ausgaben 1n der Bundesrepubltk 
Deutschland am Bruttosoztalprodukt von 1970 bts 1988 um 
fünf Prozentpunkte auf 12 °Al gewachsen (Letpert, a.a.O., 
s. 126f.). 

8) Das HWWA hat m Heft X/1989 semer Monatsze1tschnft .Wtrt· 
schaftsdlenst• unter der Rubnk .Zertgespräch" VIer Bettrage 
gebracht, die s eh m1t der Frage befassen: Sollte der Indi­
kator BruttosoZialprodukt geändert werden? Härte! hat setne 
Thesen dort detailliert ausgeführt Dte anderen Barträge stam· 
men von Hölder, Letpart (Wissenschaftszentrum Berlin) und 
Zimmermann (Ordtnanus !ur Volkswirtschaftslehre. stellver· 
tretender VorstiZender 1m Rat von Sachverständigen für Um· 
weltfragen) 

Er verwies auf die aus der Schweiz11 kommende 
Definition von ,.qualitativem~ Wachstum (Schonung der 
nicht regenarierbaren Ressourcen und Erhalt der Um­
weltqualität). Dr. Hockel übte Kritik am Begriff Umwelt, 
wie ihn das Statistische Bundesamt benutze: Er sei ihm 
zu diffus. Die Statistik solle Informationen liefern, wie 
s1ch die Voraussetzungen nachhaltigen Wachstums 
verändert hätten. Es gelte, daß die Politiker den zwei­
ten Hauptsatz der Thermodynamik (Entropiesatz) lern­
ten und verinnerlichten. 10 Die UGR sehe er als 
positiven Beitrag, den Politikern und Ökonomen beizu­
bringen, daß es Gesamtzusammenhänge zwischen 
Ökonomie und Ökologie gebe. Umweltschutz werde zu 
sehr noch als Menschenschutz verstanden. 

Dr. Freitag stellte die derzeitigen Bemühungen um die 
Weiterentwicklung der amtlichen Statistik heraus, hier 
insbesondere der Energiestatistiken und der Statistiken 
des Dienstleistungsbereichs. Dies sei ein dynamischer 
Prozeß, der auch zu einer Weiterentwicklung der VGR 
führe. Der Nachweis von Umweltschutzleistungen sei 
primär ein statistisch-methodisches Problem. Der BDI 
frage dabei aber stets nach den zusätzlichen Belastun­
gen für die Unternehmen. Es dürfe nicht darum gehen, 
die Thesenführung eines Modells zu bedienen, son­
dern es müßten dabei umzusetzende Erkenntnisse her­
auskommen. Auch die Ausweitungen der Umweltsta­
tistiken würden vom BDI m1t getragen, die Industrie sei 
an statistischen Ergebnissen über die Umwelt durch­
aus interessiert. Die Dringlichkeit solcher Informatio­
nen hätten auch der Sachverständigenrat zur Begut­
achtung der gesamtwirtschaftlichen Lage und der Jah­
reswirtschaftsbencht der Bundesregierung unterstri­
chen. Alles spreche für ein eigenständiges Berichts­
system. Dr. Freitag erinnerte an das Bundesstatistik­
gesetz, wonach es wesentliche Aufgabe der Bundes­
statistik sei, sachgerechte Konzepte, Methoden und 
technische Verfahren der Informationsgewinnung und 
-darbietung einzusetzen, die dem aktuellen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden ent­
sprächen und wonach diese Statistik neutral, objektiv 

9) Gemetnt ist steherlieh die Autorengruppe um den St. 
Gallener Prof. Btnswanger, die außer dem NAWU·Report 
(a.a.O.) auch andere Schnften zur Umweltökonomtk vorge· 
legt hat. Der Begnff .qualitatives Wachstum• 1st detailliert 
erörtert tn Binswanger H C. und H. Bonus. M Ttmmer­
mann, Wtrtschaft und Umwelt Stuttgart 1981, S 80 ff 

10) Das zwette thermodynamische oder Entroptegesetz be­
schreibt, daß der Anteil der ökonomisch nutzbaren Poten­
tlaie an Materie und Energte rn der Erdkruste lrreverstbel 
abntmmt. Entropte memt hter dte Unumkehrbarkett des Pro­
zesses (nach Leipert, a.a 0 ., S. 318 f) Sehe auch Btns­
wanger. NAWU·Report, a.a.O . S. 78 ff 
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und wissenschaftlich unabhängig zu sein habe. Die 
amtliche Statistik würde korrumpiert, wenn sie Daten 
nur zur Rechtfertigung von Modellen lieferte. Wachs­
tum sei kein Ziel, sondern ein Mittel. Es sei sehr wohl 
mit Verminderung von Umweltschäden vereinbar. Die 
Statistik sei hier Orientierungshilfe. Voraussetzung für 
Wirtschaftsstatistik sei aber, daß die zu beobachtenden 
Sachverhalte im betrieblichen Rechnungswesen über­
haupt erfaßt würden. Im übrigen könne es nicht der 
amtlichen Statistik angelastet werden, wenn nicht ge­
nügend zwischen Wirtschaftswachstum und Wahl­
standsvermehrung unterschieden werde. 

Dr. Mohr unterstrich den Konsens zwischen seinen Vor­
rednern, die VGR nicht anzutasten. Es gehe also um 
etwas Zusätzliches, Ergänzendes. Für die Regionale­
bene der Länder sei das aber wie in der VGR nur ar­
beitsteilig zu leisten. Auf seine entsprechenden 
Vorstöße im Kollegenkreis der Amtsleiter hätte man 
zwar mit Interesse, aber auch mit ressourcenbeding­
ter Ablehnung dieses neuen Vorhabens reagiert. Aber 
selbst wenn es hier doch noch zu einer Arbeitsteilung 
käme, so wäre für die Länder das Bundeskonzept nicht 
1 : 1 zu übernehmen. D1e Kreativität der Länder sei für 
die speziellen Fragen der Regionalisierung gefordert, 
die der Bund so nicht habe. Eine Arbeitsgruppe der 
UGR müsse wohl etwa die Stärke wie die der VGR ha­
ben. Dies sei nur bei entsprechender Stellenzuweisung 
nach und nach zu real isieren. Zum Personalbedarf 
hinzu kämen auch Anforderungen von Sachmitteln für 
Forschungsaufträge und auch für Rechnerstützung. Er 
würde vorschlagen, mit der Berechnung der laufenden 
Kosten für den Umweltschutz im produzierenden Ge­
werbe und beim Staat zu beginnen und erst später den 
Regionalnachweis einer Emittentenstruktur11 anzuge-

11) Mtt etner .Emtttentenstruktur" soll aufgezetgt werden wel· 
ehe Emtsstonen der Stoffart X 1m Produktionsprozeß des 
Wtrtschaftszwetges Y vermteden werden können, wenn die 
Nachfrage nach dem Gut Z srnkt. Das Stat1strsche Bundes· 
amt, das daran schon sett Iangerem arbe1tet. benutzt da­
für d1e Techntk von Input-Output-Tabellen. 

hen. Hier gebe es aber das Problem, daß außer Baden­
Württemberg die Länder keine Input-Output-Rechnung 
hätten, denn es fehle an vielen Informationen, ins­
besondere über die Ströme von Gütern und Diensten, 
die die Landesgrenze überschritten. Der denkbare Ver­
such, den Aufbau einer solchen Verflechtungsrechnung 
einem Institut zu übertragen, werfe datenschutzrecht­
liche Probleme auf. Für einen landesspezifischen Ein­
stieg in die Berechnung der Folgekosten des Wirtschat­
tens brauche man im Lande einen Beraterzirkel, der 
aus Vertretern der Fachressorts bestehen könnte und 
der u. a. Rückmeldung zur Priorität der Arbeiten gäbe. 
Dr. Mohr verw1es darauf, daß die amtliche Statistik auch 
heute schon vielerlei Daten zur Umwelt bereitstelle. 

Die Diskussion 

Die anschließende, etwa zweistündige Diskussion, in 
der die Abgeordneten Fragen stellen und auch selbst 
ihre Auffassung äußern konnten, spannte einen weiten 
Bogen von Fragen zu Sinn und Zweck der Statistik 
überhaupt bis hin zu speziellen Aspekten der Moneta­
risierung von externen Effekten. So wurde auch gefragt, 
ob es für die Problematis1erung des Wachstumsbegrif­
fes nicht kontraproduktiv sei, wenn zunächst nur ein 
Teil und nicht die gesamten Folgekosten des Wirtschat­
tens ermittelt und dargestellt werden würden, denn 
dann könnte es zu einer Unterschätzung der Schäden 
kommen. 

Aus der weiteren Diskussion sei hier nur festgehalten , 
was Präsident Hölder auf die Frage nach seinen Zeit­
vorstellungen zur UGR geantwortet hat: ln zwei bis drei 
Jahren wolle man die Konzeptionsphase beendet ha­
ben. Zunächst sollten physikalische Größen ermittelt 
werden. Ein konkretes Ökosozialprodukt werde wohl 
noch zehn bis zwölf Jahre auf sich warten lassen. 

Bernd Struck 
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Nutzungsarten der Bodenflächen 1989 

Der Bedarf an Informationen über die Nutzung des Bo­
dens ist groß. Oie Arbeit an zahlreichen Verfahren un­
ter anderem zur Fernerkundung der Nutzung von 
Bodenflächen zeigt, daß Daten aus diesem Bereich mit 
steigender Tendenz nachgefragt werden. Die Bemü­
hungen, zumindest gemeindescharfe Bodennutzungs­
daten zur Verfügung zu stellen, haben zur ersten 
.,Erhebung der Bodenflächen nach der Art der tatsäch­
lichen Nutzung" im Jahre 1979 geführt, die die Flächen 
bereits nach ihrer tatsächlichen Belegenheit auswies. 
Im Gegensatz dazu hatte allen anderen Erhebungen 
überwiegend das Betriebsprinzip zugrundegelegen, 
d. h. der Nachweis der Flächen am Sitz des Betriebes. 
Zehn Jahre später, 1989, wurde nun die vierte Flächen­
erhebung durchgeführt, die zum ersten Mal aus zwei 
Teilen bestand: 

- der Erhebung der tatsächlichen Nutzung, d. h. ei­
ner Auswertung von Unterlagen des Liegenschafts­
katasters, und 

- der Erhebung der geplanten Nutzung, die auf einer 
Auswertung der Flächennutzungspläne der Ge­
meinden beruht. 

Eine ausführliche methodische Darstellung findet sich 
in Heft 6/1989 dieser Zeitschrift, S. 119 ff. 

Die Ergebnisse der Erhebung der tatsächlichen Nut­
zung für das Jahr 1989 sollen im folgenden dargestellt 
werden. Über die in Schleswig-Holstein kurz vor dem 
Abschluß stehende Erhebung der geplanten Nutzung 
wird in einer späteren Ausgabe berichtet. 

Der Erhebungskatalog entspricht dem 1966 von der 
"Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen 
der Länder der Bundesrepublik Deutschland" (AdV) 
entwickelten Nutzungsartenverzeichnis. 

Wie in Heft 6/1989 beschrieben, ist der AdV-Katalog in 
Schleswig-Holstein noch nicht eingeführt worden. Der 
Realnutzungskatalog des Reichskatasters entspricht 
nur teilweise dem AdV-Nutzungsartenverzeichnis. Au­
ßer einfachen Umschlüsselungen von deckungsglei­
chen Merkmalspositionen waren deshalb erneut 
verschiedene Nutzungsarten mit Hilfe von Katasterun­
terlagen und anhand der Standortkenntnisse der Be­
arbeiter zu schätzen. 

Erhebung der tatsächlichen Nutzung Merkmalskatalog 
(Minlmalprogramm) 

100/200 Gebäude- und Freifläche 
130 Gebäude- und Freifläche Wohnen1 

170 Gebäude- und Freifläche Gewerbe und lndustrie1 

300 Betriebsflache 
310 Betriebsfläche Abbauland 

400 Erholungsfläche 
420 Grünanlage1 

500 Verkehrsfläche 
510 Straße' 
520 Weg 
530 Platz 

600 Landwirtschaftsfläche 
650 Moor 
660 Weide 

700 Waldfläche 

800 Wasserfläche 

900 Flächen anderer Nutzung 
940 Friedhof 
950 Unland 

1) Die Positionen 130, 170 und 420 können in Schleswig-Holstein 
mcht ermittelt werden 

2) Die Positionen 510 bis 530 werden als Summe ausgewiesen 

Schulung verbessert Genauigkeit der Zuordnungen 

Nach den Erfahrungen insbesondere aus der Erhe­
bung 1985, als sehr zahlreiche Rückfragen für zunächst 
unerklärliche Flächenveränderungen erforderlich ge­
wesen waren, hatte das Statistische Landesamt in Zu­
sammenarbeit mit der Katasterverwaltung zur 
Vorbereitung der Erhebung 1989 ein Schulungskonzept 
entwickelt. Es beruhte auf der Erkenntnis, daß wohl der 
größte Teil der mit den Katasterämtern zu klärenden 
Fragen auf Probleme zurückzuführen war, die die dort 
beschäftigten Mitarbeiter mit der Zuordnung der Flä­
chen hatten. Sie hatten Mühe, die Positionen des 
Reichskatasters auf den geforderten AdV-Katalog um­
zuschlüsseln bzw. bekannte Nutzungsarten korrekt zu­
zuordnen. Das galt insbesondere bei Positionen des 
Reichskatasters, die aufgeteilt werden mußten und nicht 
geschlossen übertragen werden konnten. 
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Die im Januar 1989 durchgeführte Schulung sensibili­
sierte die Mitarbeiter zum einen gegenüber möglichen 
Fehlern vergangener Erhebungen, zum anderen wurde 
die "Anweisung für die verwaltungsmäßigen Arbeiten 
bei der Erneuerung des Liegenschaftskatasters in 
Schleswig-Holstein am 27. Januar 1971" (Erneuerungs­
anweisung) intensiv erörtert, deren Abgrenzung der 
Einzelpositionen die Zuordnung der Nutzungsarten zu 
den Definitionen des Nutzungsartenkataloges erheb­
lich erleichtert. 

Von den Katasterämtern zu verwendende "Begrün­
dungsbögen", auf denen die Gründe für Flächenverän-

D Ul 

•• 
.J 

derungen kurz angegeben werden sollten, offenbarten 
neben Neuzuordnungen im Rahmen von Korrekturen 
vor allem Flurbereinigungen, Neuvermessungen, Än­
derungen im Kataster und natürlich echte Nutzungsän­
derungen. Diese Angaben erleichterten vorgezogene 
manuelle Plausibilitätsprüfungen in der Vermessungs­
verwaltung und im Statistischen Landesamt erheblich. 
Gleichzeitig wurde nochmals deutlich, was bei der In­
terpretation der Ergebnisse stets zu beachten ist: Ge­
genüber vorigen Erhebungen abweichende Ergebnisse 
lassen nicht immer auf Nutzungsänderungen schlie­
ßen, sondern können auch auf Berichtigungen nach 
Neuvermessungen oder Neueinschätzungen von Flä­
chen zurückzuführen sein. 

Siedlungs - und 
Verkehrsfläche 

1989 

\ 

I B ~\~GI 
unter 5,0 - 7.5 - 10.0 - 15,0 und mehr % der Katasterfläche ~ 
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Siedlungsfläche neu definiert 

Eine im Vergleich zu vorangegangenen Erhebungen 
bedeutsame Definitionsänderung betrifft den Begriff 
der "Siedlungsfläche". Diese bisher in den Ländern und 
im Bund unterschiedlich zusammengesetzte Position 
ist damit vereinheitlicht worden. 

Der Begriff, wie er aus allen vorhergehenden Veröffent­
lichungen bekannt ist, ist durch die "Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche· ersetzt worden. Diese umfaßt nunmehr die 
Nutzungsarten Gebäude- und Freifläche, Betriebsflä­
che ohne Abbauland, Erholungsfläche, Verkehrsfläche 
und Friedhoffläche. 

Siedlungsfläche 
(alt) 

Gebäude- und Freifläche 
+ Betriebsfläche 

(einschließlich Abbauland) 
+ Erholungsfläche 
+ Verkehrsfläche 
+ Flächen anderer Nutzung 

(ohne Unland) 

Siedlungs- und 
Verkehrsfläche 

Gebäude- und Freifläche 
+ Betriebsfläche 
./. Abbauland 
+ Erholungsfläche 
+ Verkehrsflache 
+ Friedhofsfläche 

Durch diese Neuabgrenzung hat sich die Siedlungs­
fläche gegenüber 1985 verringert. Zum vorherigen Er­
hebungsstichtag hatte sie 173 000 ha betragen, 1989 
waren es 161 000 ha oder 10% der Katasterfläche. Hier 
kommt zum Tragen, daß die Positionen Abbauland so­
wie Flächen anderer Nutzung (mit Ausnahme der auch 
vorher nicht relevanten Position Unland) nicht mehr in 
der Neudefinition enthalten sind. Insbesondere bezüg­
lich des Abbaulandes bedeutet dies, daß Halden, 
Schuttplätze und auch Lagerstätten von Müll nicht mehr 
in der Siedlungs- und Verkehrsfläche nachgewiesen 
werden. 

Das kennzeichnet gleichzeitig eines der Grundpro­
bleme des Begriffes der "Siedlungsfläche", die häufig 
nachgefragt, dabei aber ebenso häufig mit "versiegel­
ter" und "zubetonierter" Fläche gleichgesetzt wird. Da­
bei wird z. B. jedoch übersehen, daß in den Gebäude­
und Freiflächen unter anderem auch Vorgärten, Haus­
gärten und Spielplätze enthalten sind. Dieser Effekt der 
umgebenden und untergeordneten Nutzungen, die auf 
Anhieb nicht erkennbar sind, tritt auch bei anderen Po­
sitionen auf, ist jedoch bei der Siedlungs- und Verkehrs­
fläche von besonderer Bedeutung. Es ist somit an der 
Flächenangabe nicht ablesbar, ob es sich um geballte 
oder eine eher aufgelockerte Bebauung handelt. Allein 
eine Zunahme der Siedlungsfläche sagt nichts über die 
ökologischen Auswirkungen aus. 

Dies ist nur ein Hinweis darauf, daß bei der Interpreta­
tion des Zahlenwerkes beachtet werden muß, welche 
"Begleitflächen" in den Hauptpositionen enthalten sind. 

Weniger Landwirtschaftsfläche, mehr Waldfläche 

Am 31 . 12. 1988 betrug die Gesamtfläche Schleswig­
Holsteins knapp 1,573 Mi II. ha und hatte sich damit ge­
genüber dem vorhergehenden Stichtag nur unwesent­
lich vergrößert. Geringfügige Abweichungen entstan­
den dabei durch Flurbereinigungen, Neuvermessun­
gen und Berichtigungen des Katasters. Knapp drei Vier­
tel des Landes entfielen auf die Landwirtschaftsfläche, 
9 % waren Wald- und 6 % Wasserflächen sowie Flä­
chen anderer Nutzung. 

Nutzungsarten der Bodenflächen 

Nutzungsarten 1985 1989 
(Stand 31 .12.1984) (Stand 31 12.1988) 

1 000 ha % 

Gebäude- und FreiflAche 
Betriebsfl!lche1 

Erholungsfläche 
Verkehrsflache 

landwirtschaftsfläche 
Waldfläche 
Wasserfläche 
Aächen anderer Nutzung 

Gesamtfliehe 
( = Katasterfläche) 

1) einschließlich Abbauland 

81 ,0 
8.5 

10,0 
61 ,7 

1175.6 
140,2 

72,5 
23,2 

1 572,7 

83,4 5,3 
8,9 0.6 

10.1 0,6 
61 ,9 3.9 

1 166.1 74,1 
142,3 9,0 
73,0 4,6 
27,2 1,7 

1 572,9 100 

Die Landwirtschaftsfläche verringerte sich gegenüber 
1985 um knapp 10 000 ha oder 1 %. Dabei war die 
Marsch mit einem Rückgang von 330 ha oder 0,2 % 
am wenigsten betroffen. Im Hügelland waren es immer­
hin gut 4 000 ha, in der Hohen Geest 3 000 und in 
der Vorgeest 2 000 ha. Überschritt der Antetl der Land­
wirtschaftsfläche 1985 noch in drei Kreisen die 80 %­
Marke, so liegt sie 1989 nur noch im Kreis Dithmar­
schen bei knapp 80 %. ln den übrigen Kreisen, mit Aus­
nahme von Lauenburg (62 %), Pinneberg (68 %) sowie 
der kreisfreien Städte (27 % bis 51 %), lag ihr Anteil 
bei 70 bis 80 %. Bezogen auf die Naturräume bedeu­
tet das die folgende Verteilung: 

... 
Anteil der Landwirtschaftsfläche 
an der Gesamtfläche am 31.12.1989 

Hauptnaturraum 

Marsch 
Hohe Geest 
Vorgeest 
Hügelland 

Schleswlg-Holsteln 

Anteil 
in% 

80,8 
73,4 
75,7 
71,9 

74,1 
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Hinweis: ln Anbetracht der geringen, in den Karten 
nicht mehr darstellbaren Abweichungen sind für die 
Landwirtschafts-, die Wald- und die Wasserfläche die 
bereits bestehenden grafischen Darstellungen aus der 
Erhebung 1985 aufgenommen worden. Kleinste Dar­
stellungseinheil dieser thematischen Karten ist die Ge­
meinde. 

Die Waldfläche hatte mit 142 000 ha einen Anteil 
an der Gesamtfläche von 9 %. Damit werden 1989 
2 000 ha mehr Wald ausgewiesen als zum vorigen 
Stichtag. Der in Schleswig-Holstein kaum in größeren 
geschlossenen Gebieten stehende Wald ist in der 

a 

oga 

j 

IJ I 

Marsch mit knapp 0,5 % (oder 1 000 ha) Anteil an 
der Gesamtfläche nur in vergleichsweise geringem 
Umfang vorhanden. Der Anteil steigt über die Hohe 
Geest und die Vorgeest von 10 % bis 12 % an und 
erreicht auch im Hügelland 10 %. ln allen Natur­
räumen hat sich die Waldfläche seit 1985 um Werte 
zwische 40 ha (Marsch) und 800 ha (Hügelland) 
erhöht. 1 

1) Etne Übersicht über die Nutzungsarten und thre geologtsche 
und histonsehe Entwtcklung enthält Heft 811982 dteser Zeit· 
schritt, S. 166 H 

Landwirtschaft sf I ä c h e 
1985 

unter 65 80 - 85 - 90 und mehr % der Katasterfläche 
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Der Altersaufbau der Bevölkerung 
am 31.12.1989 

nach dem Familienstand 
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Der • Lebensbaum " von 2005 entstammt 
einer Vorausberechnung , die auf der 
nach Alter und Geschlecht gegliederten 
Bevölkerung vom 1. Januar 1989 basiert. 
Dieser Altersaufbau wird sich nur dann 
ergeben , wenn die aus heutiger Erkennt­
nis angenommenen Geburten- und 
Sterbehäufigkeilen zutreffen und sich 
in dem 15jährigen Vorausberechnungs­
zeitraum eine Netto-Zuwanderung von 
etwa 150 000 Personen für Schleswig· 
Holstein emstellt . Die Vorausberechnung 
hat also Modellcharakter. Danach müs­
sen wir uns auf eine zukünftig schrump· 
Iende Bevölkerung einrichten. Dies 
mag für den Vorausberechnungszeitraum 
noch nicht zutreffen, da der zu erwar­
tende SterbeüberschuB durch den an­
genommenen Wanderungsgewinn kom­
pensiert wird . Längerfristig wird jedoch 
damit zu rechnen sein: Weniger Gebur­
ten heute bedeutet weniger Frauen 
morgen und dies wiederum - unter 
sonst gleichen Bedingungen - sinkende 
Geburtenzahlen. Der untere Teil des 
Altersaufbaus zeigt das bereits deutlich. 
Die Verhältnisse von Jung zu Alt werden 
sich gravierend verändern ; starke Jahr­
ginge werden m das Rentenaller hin­
einwachsen, während immer weniger 
nachkommende Personen die daraus 
erwachsenden Belastungen werden 
tragen müssen. 

Die Zahlen für 1989 entstammen der Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes auf der Basis der Volkszählung 1987. 
Besonders ins Auge lallt der starke Rückgang der Jahr· 
gangsstärken im Lebensalter unter 22: diese als Pillen· 
knick bekannte Entwicklung bewirkt. daß der Altersaufbau 
1mmer wemgar emer Pyramide gleicht und m eme in der 
Fachsprache als Urne bezeichnete Form ubergeht. Gleich­
wohl ist aber im Ansatz der Generations- oder Echoeffekt 

zu erkennen : Geburtenstarke Jahrgange w1e d1e heute 
etwa 20 · bis 30jährigen bringen im Generationsabstand 
wieder starke Geburtenjahrgänge hervor. Dieser Echoeffekt 
Ist Jedoch l!eutlich schwächer ausgeprägt als früher. Da­
neben zeigen die Asymmetrie des Altersaufbaus und die 
v1elen Einkerbungen die Geschichte der Bevölkerung, die 
sehr einschneidend durch Kriegsereignisse und durch die 
Weltwirtschaftskose geprägt wurde . 

Personen 25 000 20 000 15 000 10 000 5 000 0 0 5 000 10 000 15 000 20 000 25 000 weibliche Personen 
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Naturgemäß nur geringfügige Veränderungen ergaben 
sich bei der Wasserfläche, die wiederum 73 000 ha 
oder knapp 5 % der Landesfläche bedeutete. Die Was­
serflächen der peripheren Gemeinden des meerum­
schlungenen Schleswig-Holsteins enthalten, soweit sie 
an der Eibe oder an der Flansburger Förde liegen, auch 
Flächen der Grenzgewässer. Die Flächen der Küsten­
gemeinden enden aber im allgemeinen am Deich von 
Ost- bzw. Nordsee. 

Die Siedlungs- und Verkehrsfläche umfaßte 1989 
161 000 ha oder 10% der Gesamtfläche, davon waren 

l 

L 

•······ 
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150 000 ha Gebäude- und Freiflächen, Betriebsflä­
chen (ohne Abbauland) sowie Verkehrsflächen. Er­
holungsfläche waren 10 000 ha, 1 300 ha Fried­
hofsfläche. Der Anteil der Siedlungsfläche steht in 
enger Beziehung zur Bevölkerungsdichte und ist 
daher in den kreisfreien Städten (29 % bis 53 %) 
sowie deren Umland und im Naturraum Hamburger 
Ring {25 %) besonders hoch. ln den Landkreisen 
reicht die Spanne von 8 % in den Kreisen Rands­
burg-Eckernförde und Schleswig-Fiensburg über 
13% im Kreis Stormarn bis zu 18 OAJ im Kreis Pinne­
berg. 

,_/ 

Waldfläche 
1985 

\. 

unter 0,5 - 2,5 - 7,5 - 15,0 und mehr % der Katasterfläche 
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Die Gebäude- und Freifläche hat um 3,0 % oder 
2 500 ha zugenommen. Dieses Plus erstreckt sich von 
250 ha (4 %) in der Marsch über 750 ha und 660 ha 
(3% bzw. 6 %) in Hoher Geest und Vorgeest bis zu 
800 ha (2 %) im Hügelland. Hierin sind jedoch auch 
unter anderem Gärten enthalten, so daß- wie bereits 
gesagt - mcht auf den Grad der VersiegeJung ge­
schlossen werden kann. 

Die Flächen anderer Nutzung umfassen knapp 2 % 
der Landesfläche, davon sind landesweit 42 % Un-

D 

1 

•• 
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land. Der Anteil des Unlandes an den Flächen ande­
rer Nutzung reicht von 20 % im Kreis Schleswig­
Fiensburg bis 64 % im Kreis Rendsburg-Eckernförde. 
Damit besteht die Hälfte der Flächen dieser Nut­
zungsart aus "Flächen, die nicht geordnet genutzt 
werden, wie größere Böschungen, Dünen, stillgeleg­
tes Abbauland". Hier treten unter anderem Feuchtge­
biete in Dithmarschen sowie in verschiedenen 
Küstenbereichen Steilküsten, Abbruchkanten, Strand­
wälle, Strände, soweit sie vermessen smd, oder Dünen 
in Erscheinung. 

Wasserfläche 
1985 

unter 0.5 1.0 - 2.0 - 7.5 und mehr% der Katasterfläche 
0 6521 Stat LA S H 
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Im Bundesvergleich hoher Anteil der 
Landwirtschaftsfläche 

Im Bundesvergleich fällt insbesondere der hohe Anteil 
der Landwirtschaftsfläche an der Gesamtfläche in 
Schleswig-Holstein auf. Hier liegt das Land deutlich vor 
Niedersachsen mit 61 %, gefolgt von Nordrhein­
Westfalen und Bayern mit je 53 %. Damit liegt 
Schleswig-Holstein weit über dem Bundesdurchschnitt 
von 54%. Schleswig-Holsteins Anteil an der Landwirt­
schaftsfläche des Bundes beträgt immerhin 9 %, mehr 
noch als der von Hessen und Rheinland-Pfalz. Den 
höchsten Anteil hat hier Bayern mit 28 %, gefolgt von 
Niedersachsen mit 22 %. 

Schleswig-Holstein hat mit 5 % des Landes einen ver­
gleichsweise großen Flächenanteil an Wasser. Dieser 
liegt immerhin mehr als doppelt so hoch wie derjenige 
in Niedersachsen. Hier kommen im Ferienland zwi­
schen Nord- und Ostsee die zahlreichen Flüsse, Seen 
und Buchten zum Tragen. Damit Obertrifft Schleswig­
Holstein in bezug auf den Anteil des Wassers an der 
Landesfläche auch Bayern (2 %), obwohl das größte 

der Flächenländer absolut auch die größte Wasserflä­
che (knapp doppelt soviel wie in Schleswig-Holstein) 
aufweist. Der Anteil der schleswig-holsteinischen Was­
serfläche an der des Bundes von 16 % wird ebenfalls 
nur von Bayern (Z7 %) und Niedersachsen (21 %) über­
troffen. 

Ganz anders ist die Situation bei den Waldflächen. Trotz 
steter Aufforstungsbemühungen steigt der Waldbe­
stand nur langsam auf nunmehr 9 % oder 142 000 ha 
an und liegt damit weit unter dem Bundesdurchschnitt 
von 30 %. Den höchsten Waldanteil hat Ahainland­
Pfalz mit 40 % oder 797 000 ha seiner Landesfläche, 
den größten Anteil am Bundesgebiet mit immerhin ei­
nem Drittel des gesamten Waldbestandes hat jedoch 
Bayern (2 382 000 ha). ZusammengefaSt bestehen also 
80 % des Bundesgebietes aus Landwirtschafts- und 
Waldflächen. 

Die Siedlungs- und Verkehrsfläche beansprucht 12 % 
der Bundesfläche, das entspricht 3 045 000 ha. Daran 
hat Schleswig-Holstein einen Anteil von 5 OA:J und liegt 
damit weit unter den übrigen Flächenländern (mit Aus-

Nutzungsarten der Bodenflächen ln ausgewählten Bundesländern am 31.12.1988 

Nutzungsart Bundes- Schleswig· N1eder- Nordrhe1n- Hessen Rhein land· Baden· Bayern 
gebiet Holstein sachsen Westfalen Pfalz Württemberg 

1 000 ha 

Gebäude- und Freifläche 1 548 83 276 375 136 95 218 280 
Betrlebsfläche1 137 9 37 34 10 11 24 
Verkehrsfläche 1 242 62 222 215 136 115 180 275 
Landwtrtschaftsfläche1 13 355 1 151 2 907 1 808 938 884 1 751 3 761 
Waldfläche 7 401 142 980 840 838 797 1 325 2 382 
Wasserfläche 450 73 95 57 26 26 33 123 
Flächen anderer Nutzung 415 27 99 36 17 31 37 161 

Insgesamt 24 862 1 573 4 734 3 407 2 111 1 985 3 575 7 055 
darunter 
Siedlungs- und Verkehrsfläche 3 045 161 537 649 290 243 423 598 

Anteil der Länder am Bundesgebiet in % 

Siedlungs- und Verkehrsfläche 100 5,3 17,6 21,3 9,5 8,0 13,9 19,6 
Landwirtschaftsfläche2 100 8,6 21,8 13,5 7,0 6,6 13,1 28,2 
Waldfläche 100 1,9 13,2 11,4 11,3 10,8 17,9 32,2 
Wasserfläche 100 16,2 21,4 12,6 5,8 5,8 7,2 27,3 
Sonstige Flachen 100 7,5 35,2 8,7 3,1 5,7 7,2 31,4 

Insgesamt 100 6,3 19,0 13,7 8,5 8,0 14,4 28,4 

Anteil der Nutzungsarten in den Ländern in % 

Siedlungs- und Verkehrsfläche 12,2 10,2 11,3 19,0 13,7 12,2 11,8 8,5 
Landwirtschaftsfläche2 53,7 73,2 61,4 53,1 44,4 44,5 49,0 53,3 
Waldflache 29,9 9,0 20,7 24,7 39,7 40,1 37,1 33,8 
Wasserfläche 1,8 4,6 2,0 1,7 1,2 1,3 0,9 1,7 
Sonstige Flächen 2,5 2,9 4,5 1,6 0,9 1,8 1,2 2,7 

Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 

1) einschileBlich Abbauland 
2) ohne Moor und Heide 
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Bodenflächen 
nach der Art der tatsächlichen Nutzung 1989 

nahme des Saarlandes). Den höchsten Anteil an der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche des Bundesgebietes 
weisen Nordrhein-Westfalen {21 %) und Bayern {20 %) 
auf. Bezogen auf die jeweilige Landesfläche sieht das 
Bild etwas anders aus. Abgesehen von den Stadtstaa­
ten, deren Siedlungsflächenanteil naturgemäß beson­
ders hoch ist, bewegen sich die meisten Länder in etwa 
um den Durchschnitt von 12 %. Nordrhein-Westfalen 
und das Saarland gehen jedoch mit jeweils 19% deut­
lich darüber hinaus, Schleswig-Holstein liegt mit 10 % 
unter dem Durchschnitt. Das Schlußlicht bildet Bayern 
mit knapp 9 % . 

- BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND -

Anteile der Nui:z!Jngsarten in X 
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Anteile der Nutzi.Jngsarten ln X 

Wauer 

Zehn Jahre Flächenerhebung 

Zehn Jahre Flächenerhebung nach der Art der tatsäch­
lichen Nutzung verleiten zu dem Versuch eines kurzen 
Rückblicks. Dieser ist allerdings dadurch einge­
schränkt, daß insbesondere die erste Erhebung dieser 
Art 1979 noch zahlreiche Probleme und Zuordnungs­
schwierigkeiten aufwarf, so daß Ungenauigkeiten be­
wußt in Kauf genommen werden mußten. Hier sind 
auch Veränderungen in den Flächenwerten der darauf­
folgenden Erhebungen auf Korrekturen und daher nicht 
immer auf Nutzungsänderungen zurückzuführen. 

Die Landwirtschaftsfläche hat seit 1979 in Schleswig­
Holstein um 2 % oder 26 000 ha abgenommen. Diese 
Veränderung steht im Einklang mit der Entwicklung im 
Bundesgebiet, wo von 1981 bis 1989 eine Abnahme um 
knapp 3 % verzeichnet worden ist. Es ist jedoch zu be­
rücksichtigen, daß gerade aus der Landwirtschaftsflä­
che zahlreiche Korrekturflächen nachträglich umge­
ordnet wurden. Dies betrifft z. B. Übungsgelände, Dü­
nen, aber auch Waldflächen. Diese Neuzuordnungen 
fallen insbesondere bei kleinregionaler Gliederung als 
scheinbare Unplausibilitäten auf. Den stärksten Rück­
gang seit 1979 hatte mit 9 900 ha oder 3 % die Hohe 
Geest zu verzeichnen, im Hügelland ging die Landwirt· 
schaftsfläche um 9 300 ha oder 2 % zurück. Am ge­
nngsten hat die Fläche in der Marsch mit 1 800 ha 
(1 %) abgenommen. 

Die Waldfläche hingegen hat seit 1979 um 5 700 ha 
oder 4 % zugenommen, wobei auch hier zu berück­
sichtigen ist, daß ein Teil dieses statistisch festgestell­
ten Zuwachses auf Neuvermessungen oder auf 
Neuzuordnungen beruhen kann, da Wald in den ver­
gangenen Erhebungen häufig der Erholungsfläche zu­
gerechnet wurde. Auf jeden Fall deckt sich dies 
weitgehend mit den im Agrarbericht für Schleswig­
Holstein 1990 ausgewiesenen Erstaufforstungen.2 Im 

2) Minister für Ernährung, Landwirtschaft. Forsten und Fischerei 
des Landes Schleswig-Holstem (Hrsg.}, Schleswig-Holstem 
1m Agrarbenchi 1990, S 123 
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Nutzungsarten der Bodenflächen in den Naturräumen 
1979- 1989 in ha 

Jahr Schleswig- Marsch 
Holstein 

1979 75 690 6 430 
1981 n96o 6 590 
1985 80 960 7 090 
1989 83 430 7 340 

1979 9 710 500 
1981 9 470 510 
1985 10 000 630 
1989 10 080 700 

1979 59 540 7 940 
1981 60 320 8 060 
1985 61 690 7 970 
1989 61 870 7 710 

1979 1 192 090 173 590 
1981 1 188 020 173 120 
1985 1 175 600 172 070 
1989 1 166 090 171 750 

1979 136 600 890 
1981 137 400 920 
1985 140 240 970 
1989 142 300 1 010 

1979 19 580 5 880 
1981 19 870 5 790 
1985 23 210 6 190 
1989 27 190 6 600 

Bundesgebiet betrug die entsprechende Steigerung 
1981 bis 1989 1 % . Den höchsten Wert in Schleswig­
Holstein erre1cht die Vorgeest mit gut 2 000 ha, den ge­
ringsten die naturbedingt waldarme Marsch mit 120 ha. 

ln engem Zusammenhang mit der Waldfläche steht die 
Erholungsfläche. Sie hat im Lande insgesamt zwar um 
4 % zugenommen, in den Naturräumen war die Ver­
änderung jedoch sehr uneinheitlich. So re1cht die 
Spanne von einer Zunahme um 40 % (oder 200 ha) 
in der Marsch bis zu einer Abnahme um 21 % (300 ha) 
in der Vorgeest Dies muß nun nicht bedeuten, daß hier 
Erholungsflächen verloren gingen. Analysen der ver­
gangenen Erhebungen haben gezeigt, daß hier starke 
Wechselwirkungen insbesondere mit der Waldfläche 
bestanden haben. Zahlreiche Flächen sind bei Neuzu­
ordnungen aus der Erholungsfläche heraus und ihrer 
primären Nutzung zugeordnet worden, denn Wald, der 
hauptsächlich forstwirtschaftlich genutzt wird, ist der 

Hohe Geest Vorgeest Hügelland 

Gebäude- und Freifläche 

26 040 10 530 32 700 
26 890 10 910 33 570 
27 590 11 140 35 140 
28 340 11 810 35 940 

Erholungsfläche 

3500 1 410 4 310 
3 480 1 390 4 100 
3 750 1 380 4250 
3 970 1 110 4 300 

Verkehrsfläche 

18 190 10 620 22 800 
18 350 10 850 23 060 
19 210 10 630 23 880 
19 420 10 610 24 140 

landwirtschaftsfläche 

332 190 201 000 485 320 
330 830 199 820 484 250 
325 350 198 140 480 030 
322 280 196 040 476 020 

Waldfläche 

41 810 28 540 65 370 
41 940 29 230 65 300 
42 940 29 990 66 340 
43 550 30 610 67 120 

Flächen anderer Nutzung 

6 320 1 750 5 630 
6 580 1 790 5 720 
8 270 2700 6 040 
9460 3 310 7 830 

Position Waldfläche zuzurechnen, auch wenn er gleich­
zeitig durch Wenderwege eine Erholungsfunktion hat. 

Errechnet man die Siedlungs- und Verkehrsfläche für 
1979 aus Gründen der Vergleichbarkeit einmal aus den 
gleichen Positionen wie 1989 (allerdings ohne Fried­
höfe), so ergibt sich für Schleswig-Holstein eine Stei­
gerung um 8 %. Im Bundesgebiet betrug diese von 
1981 bis 1989 11 %, im Vergleich erscheint dieser Wert 
angesichts der Einwohnerdichte und des vergleichs­
weise geringen Gewerbebesatzes in Schleswig­
Holstein also plausibel. Dabei bewegt sich der Zuwachs 
in den einzelnen Naturräumen zwischen 5 % und 9 %. 

Die Verkehrsfläche, als Einzelposition betrachtet, zeigt, 
wie unterschiedlich die Entwicklung in den einzelnen 
Naturräumen verlaufen ist und wie sorgfältig Einzel­
werte zu interpretieren sind. Im ganzen Land hat die 
Verkehrsfläche um 4 % oder 2 300 ha zugenommen. 
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Differenziert man jedoch nach Naturräumen, so ergibt 
sich ein weniger einheitliches Bild. Demnach hat ins­
besondere in der Marsch die Verkehrsfläche von 1979 
bis 1989 um 3 % abgenommen, mit wechselnden Zu­
und Abnahmen. ln der Vorgeest ist sie fast gleichge­
blieben, wohingegen sie in der Hohen Geest und im 
Hügelland jeweils um rund 6% zugenommen hat. Bei 
genauerar Nachprüfung ergibt sich, daß zum Beispiel 
in der Marsch von 1985 zur Erhebung 1989 Korrektu­
ren unter anderem insofern erforderlich waren, als hier 
größere begeh- und befahrbare Deichflächen irrtümlich 
der Position Verkehrsfläche zugeordnet gewesen wa­
ren und entsprechend korrigiert (d. h zur Position Flä­
chen anderer Nutzung umgeschlüsselt) werden 
mußten. ln der Vorgeest sind von 1981 bis 1985 unter 
anderem Stillegungen von Schienenwegen erfaßt wor­
den, was zu einem Rückgang der Verkehrsfläche (und 
damit zu einer echten Nutzungsänderung) führte. 

Die Flächen anderer Nutzung zeigen eine die andere 
Nutzungsarten übertreffende auffallende Zunahme. Sie 
erhöhten sich seit 1979 um 39 % oder 7 600 ha. Deut­
liche Ausdehnungen sind in allen vier Hauptnaturräu­
men erkennbar. Hier offenbart sich diese Nutzungsart 
als "Sammelposition", die im Verlaufe der zahlreichen 
Korrekturen offenbar immer mehr mit Flächen gefüllt 
wurde, die anderen Positionen nicht korrekt zugeord­
net gewesen waren. Dieser Prozeß setzte verstärkt je­
doch erst 1985 ein, als intensive Nachfragen zu 
Berichtigungen im Statistischen Landesamt führten. 
Diese wurden 1989 dann in weit größerem Umfang in 
den Katasterämtern selbst durchgeführt. Nach den dort 
gemachten Angaben scheinen diese Flächenzuwächse 
besonders aus den Positionen "Verkehrsfläche" und 
"Landwirtschaftsfläche" zu kommen. Darunter sind zum 
Beispiel Dünengelände, aber auch Truppenübungs­
plätze. 

Birgit von Brandis 

Arbeitsstätten und Beschäftigte 1987: 
die Wirtschaftszweige in den Kreisen 

Schleswig-Holstein ist zwar ein kleines Flächenland mit 
nur vier kreisfreien Städten. Dennoch istes-vor al­
lem wegen seiner Nachbarschaft zu Harnburg - wirt­
schaftlich sehr heterogen strukturiert. ln den 17 Jahren, 
die seit der letzten Arbeitsstättenzählung vergangen 
sind, beeintlußten nicht nur gesamtwirtschaftliche, son­
dern auch regionale Entwicklungen die Branchenstruk­
tur. 

Die in der Arbeitsstättenzählung 1987 erfaßten Werte 
können zum Verständnis des wirtschaftlichen Gefüges 
Schleswig-Holsteins beitragen. Das Informationsange­
bot dieser Bestandsaufnahme bietet die Gliederung 
nach Wirtschaftszweigen auch auf kleiner regionaler 
Ebene. Da sich die Kreisgrenzen im Vergleich zu 1970 
nicht geändert haben, ist eine Gegenüberstellung mit 
den Zahlen der letzten Arbeitsstättenzählung möglich. 
Sie wird hier geboten. 

Wirtschaftssystematische Zuordnung 

Die folgende Analyse wird auf Grundlage der Systema­
tik der Wirtschaftszweige von 1979 in der Fassung für 
die Arbeitsstättenzählung von 1987 vorgenommen. 
Diese Systematik entspricht weitgehend der von 1970. 
Bei Anwendung einer Systematik über Jahre hinweg 

stehen zwei Punkte im Widerstreit. Zum einen soll die 
aktuelle Struktur der Wirtschaft dargestellt werden. Ver­
änderungen im Angebot an Gütern und Diensten und 
in den Produktionsweisen müssen demnach Berück­
sichtigung finden. Andererseits soll auch die Vergleich­
barkeit der Statistiken gegeben sein. Die systematische 
Zuordnung sollte daher im Zeitverlaut annähernd glei­
chen Kriterien unterworfen sein. Bei der Ausarbeitung 
der verwendeten Systematik wurde versucht, beiden 
Anforderungen bestmöglich gerecht zu werden. 

Um dort, wo es zu Änderungen der Systematik kam, 
die Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wurden die 
Werte von 1970 umgeschlüsselt. Sie entsprechen so­
mit der neuen Systematik. Die Erhebungseinheiten 
werden nach ihrem wirtschaftlichen Schwerpunkt zu­
geordnet. Eventuell vorhandene Nebenaktivitäten rech­
nen dann zum Wirtschaftszweig, dem die Arbeitsstätte 
zugeordnet wurde. 

Arbeitsstätten und Beschäftigte: die Definition 

Die Arbeitsstätte ist eine räumliche Einheit - ein 
Grundstück, eine abgegrenzte Räumlichkeit-, in der 
eine oder mehrere Personen unter einheitlicher Leitung 
regelmäßig erwerbstätig sind. Dies gilt für haupt- wie 
fur nebenberufliche Tätigkeiten. 
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Jede Hauptniederlassung, Zweigniederlassung, jeder 
Filialbetrieb, jede Werkstätte, Praxis, Geschäftsstelle, 
jedes Büro und jede Dienststelle einer Behörde wird 
somit erfaßt. 

Als Arbeitsstätte im Sinne dieser Zählung gelten nicht: 
Orte, an denen Heimarbeit ausgeführt wird, an denen 
ausschließlich ehrenamtlich gearbeitet wird, sowie pri­
vate Haushalte, auch wenn diese Tagesmütter und der­
gleichen beschäftigen. Auch Baustellen, Schiffe und 
Kirchengebäude sind nicht gesondert als Arbeitsstätte 
ausgewiesen. Die dort tätigen Personen werden bei der 
zuständigen Niederlassung des Bauunternehmens, 
beim Schiffseigener oder Reeder bzw. beim zuständi­
gen Pfarramt mitgezählt. 

ln der Arbeitsstättenzählung bleiben darüber hinaus 
Soldaten der Bundeswehr unberücksichtigt, nicht je­
doch Zivilbedienstete. Als Arbeitsstätten gelten in die­
sem Fall Liegenschaften, bei denen mindestens ein 
ziviler Mitarbeiter regelmäßig beschäftigt ist. Auch die 
Vertretungen fremder Staaten, inter- und supranatio­
nale Organisationen mit Behördencharakter wurden in 
der Arbeitsstättenzählung nicht erfaßt. 

Alle voll- und teilzeitbeschäftigten Personen, die am 
Stichtag 25. Mai 19871n einem Arbeitsverhältnis stan­
den und in der Lohn- und Gehaltsliste aufgeführt wa­
ren, gelten als Beschäftigte. Tätige Inhaber und 
unbezahlt mithelfende Familienangehörige wurden 
ebenfalls erfaßt. Es muß beachtet werden, daß es hier 
zu Mehrfachnennungen kommen konnte. Eine Person, 
die beispielsweise in drei Arbeitsstätten beschäftigt war, 
war auch von jeder der drei Arbeitsstätten zu melden. 

Rationalisierung oder Mehrbeschäftigung -
ein Konflikt? 

Die Entwicklung der Wirtschaft ist gekennzeichnet 
durch stete Innovationsbestrebungen in den einzelnen 
Sektoren. Neue Technologien bewirken Produktivitäts­
steigerungen. Auf der anderen Seite stehen die Pro­
duktionsausweitungen einer wachsenden Ökonomie. 
Seide Faktoren finden ihren Niederschlag in den 
Arbeitsstätten- und Beschäftigtenzahlen. 

Verglichen mit der Arbeitsstättenzählung von 1970 
konnte in beinahe allen Kreisen ein Plus verzeichnet 
werden. Die Zahl der Arbeitsstätten stieg, abgesehen 
von Dithmarschen und Steinburg, in ganz Schleswig­
Holstein an. Auch die Beschäftigtenentwicklung wies 
einen positiven Verlauf auf. Lediglich in Lübeck und 
Neumünster sank dieser Wert. 

Bei Betrachtung der regionalen Gliederung stellt man 
Unterschiede zwischen den kreisfreien Städten und 
den Kreisen fest. in den Städten kommen auf jede Ar­
beitsstätte mehr als zehn Beschäftigte. ln den Kreisen 
liegt der Wert überall unter dieser Marke und schwankt 
zwischen sieben und neun Arbeitenden. 

Seit der letzten Zählung sank jedoch die Beschäftig­
tenzahl pro Arbeitsstätte in jeder der kreisfreien Städte. 
Dies war ansonsten nur im Kreis Pinneberg der Fall, 
für den wegen seiner Nähe zu Harnburg in weiten Tei­
len ebenfalls großstädtische Bedingungen gelten. 

Die Arbeitsstättenzählung kann keine Informationen be­
züglich der Ursachen der beschriebenen Entwicklun­
gen liefern. Sie stellt als Großzählung eine Bestands­
aufnahme von Arbeitsstätten und Beschäftigten in un­
terschiedlicher Gliederung dar. Dennoch sei es an die­
ser Stelle erlaubt, einige Vermutungen zur schleswig­
holsteinischen Entwicklung anzustellen. Dies geschieht 
zwar auf Basis der Daten aus der Arbeitsstättenzäh­
lung. Die Erhebung kann aber allenfalls als Hinweis, 
keinesfalls als Beweis für die folgenden Thesen ver­
standen werden. 

Zum einen kann der Einsatz neuer Technologien zu 
Einsparungen im Personalbereich führen. Konsequenz 
wäre bei gleichbleibender Arbeitsstättenzahl eine Ab­
nahme des Verhältnisses von Beschäftigten und Ar­
beitsstätten. Da in erster Linie die kreisfreien Städte 
einen Rückgang zu verzeichnen hatten, läßt sich ver-

Arbeitsstätten und Beschaftlgte ln den Kreisen 
am 25. Mal 1987 

KREISFREIE STADT Arbeitsstätten Beschäftigte 

Kreis 

FLENSBURG 
KIEL 
LÜBECK 
NEUMÜNSTER 

Dithmarschen 
Hzgt. Lauenburg 
Nordfriesland 
Ostholstein 

Pinneberg 
Plön 
Randsburg-Eckernförde 
Schleswig-Fiensburg 

Sageberg 
Steinburg 
Stormarn 

Schleswlg-Holsteln 

3 757 46 287 
8 575 133 760 
7944 102 148 
2 601 35 696 

5 945 43 488 
5 059 41 613 
7 807 55 472 
8 283 60 548 

10 678 88 695 
4 141 28 449 
8 540 73 500 
6 769 49 432 

8 247 75 340 
4 775 42 223 
7 782 66 717 

100 903 943 368 
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muten, daß Innovationen hier eher greifen. Sowohl der 
Konkurrenzdruck als auch die Nachfragestruktur mö­
gen eine andere sein als in ländlichen Gebieten. 

Andererseits finden Produktionssteigerungen statt, 
durch die die Zahl der Beschäftigten aufgestockt wird. 
Da Innovation und Produktionsausweitung in engem 
Zusammenhang stehen und häufig sogar positiv kor­
relieren, läßt sich nicht beurteilen , welcher Beschäfti· 
gungseffekt überwiegt. 

Zudem wirken natürlich auch andere Faktoren auf die 
Zahl der Beschäftigten pro Arbeitsstätte ein . ln Bal­
lungsräumen beeinflußt beispielsweise die Raum­
knappheit die Zahl der Arbeitsstätten. Aufgrund 
mangelnder räumlicher Ausdehnungsmöglichkeiten 
entstehen durch Auslagerung einzelner Produktions­
stätten neue Arbeitsstätten im Sinne dieser Erhebung: 
die Zahl der Beschäftigten pro Arbeitsstätte sinkt. 

Hamburger Randlage sichert Vorteile 

Bei den Arbeitsstättenzählungen der Jahre 1950, 1961 
und 1970 wurde durch den Zusatz "nichtlandwirtschaft­
lich" darauf hingewiesen, daß der weitaus größte Teil 
der Wirtschaftsabteilung Land- und Forstwirtschaft, Fi­
scherei ohne Berücksichtigung blieb. Lediglich gewer­
besteuerpflichtige Betriebe wurden erfaßt. Dies gilt 
auch für die Erhebung 1987. Es betraf 1 620 oder 
1,6 % aller Arbeitsstätten des Landes. 1970 hatte es 
noch 1 780 gewerbesteuerpflichtige Betriebe in der 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei gegeben. Die Zahl 
der Arbeitnehmer pro Arbeitsstätte erhöhte sich von 4,0 
auf 4,5 Personen. Dabei war jedoch in Kiel ein Rück­
gang von 12,2 auf 4,7 zu verzeichnen. ln Pinneberg und 
Steinburg war die Entwicklung ebenfalls rückläufig. 

Die Arbeitsstätten der Energie- und Wasserversorgung 
sind in den meisten Kreisen zahlreicher geworden. Lan­
desweit waren es 94 Arbeitsstätten mehr als 1970. Im 
Vergleich zu den übrigen Wirtschaftsabteilungen nimmt 
sich der Anteil von 0,3 % der Arbeitsstätten allerdings 
sehr gering aus. D1e relativ höchste Zunahme gibt es 
im Kreis Plön, die der Anzahl nach höchste im Kreis 
Segeberg. Ein Rückgang an Arbeitsstätten der Energie­
und Wasserversorgung läßt sich in erster Linie in den 
kreisfreien Städten feststellen. Dieser wird jedoch durch 
höheren Personaleinsatz relativiert oder sogar über­
kompensiert. Der Bereich Energie- und Wasserversor­
gung weist die im Kreisvergleich höchste Beschäftig­
tendichte auf. Auf eine Arbeitsstätte kommen 33 Mit­
arbeiter. Die kreisfreien Städte treten hier durch relativ 
hohe Werte hervor. Flansburg führt mit annähernd 600 

Beschäftigten, die sich allerdings auf eine Arbeitsstätte 
konzentrieren. 1970 waren es noch drei Unternehmen 
mit durchschnittlich 164 Arbeitnehmern gewesen. 

Auch das verarbeitende Gewerbe produziert in der ein­
zelnen Arbeitsstätte mit relativ viel Personal. Mit 18,4 
Beschäftigten pro Arbeitsstätte liegt es an zweiter 
Stelle. Obwohl im Landesmittel ein leichter Rückgang 
d ieser Verhältniszahl zu vermerken 1st, trat in 9 der 15 
Kreise eine Steigerung ein . Die Werte der kreisfreien 
Städte lagen hier ebenfalls über denen der Kreise. Ge­
messen an der Zahl der Arbeitsstätten ist das verar­
beitende Gewerbe mit einem Anteil von 11,8% zwar 
die drittgrößte Wirtschaftsabteilung, das Land verzeich­
nete jedoch einen Rückgang von 13 900 auf 11 900 Ar­
beitsstätten. Nur die Kreise Stormarn, Pinneberg und 
Sageberg zeigen im Vergleich zu 1970 höhere Werte. 

Diese Kreise treten allerdings durch Zuwächse in al­
len Wirtschaftsabteilungen hervor. Es sind die Kreise 
am Rande Hamburgs. Mit 1 390 Arbeitsstätten im ver­
arbeitenden Gewerbe liegt Pinneberg am oberen Ende 
der Skala. Am unteren Ende liegt Neumünster (328 Ar­
beitsstätten). Den größten Rückgang gab es in Dith­
marschen. Hier wurden 389 Arbeitsstätten weniger 
(- 36,5 %) als 1970 gezählt. 

Das Baugewerbe mußte in den achtziger Jahren seine 
Kapazitäten einschränken. ln Schleswig-Holstein hatte 
seine Bruttowertschöpfung 1978 ein Maximum. ln den 
folgenden Jahren fielen die Werte und konnten sich bis 
zum Zeitpunkt der Zählung nicht erholen. Die Zahl der 
Arbeitsstätten ist jedoch- bis auf Kiel und Dithmar­
schen - in allen Kreisen gestiegen. Sageberg legte 
mit 363 zusätzlichen Arbeitsstätten um 70 % zu und 
hatte die höchste Steigerungsrate. Pinneberg verbuchte 
hingegen mit insgesamt 960 Betrieben den höchsten 
absoluten Wert. Diese Zuwächse in der Zahl der Be­
triebe gehen nicht mit Beschäftigtenzuwachs einher. 
ln Pinneberg beispielweise waren 1970 noch 12 Per­
sonen je Arbeitsstätte tätig. Bis 1987 sank die Zahl auf 
sieben Beschäftigte. Dies ist in allen Kreisen sympto­
matisch für das Baugewerbe. Es wurden durchweg we­
niger Beschäftigte pro Arbeitsstätte als 1970 eingesetzt. 
Im Durchschnitt der Kreise ergab sich hier ein Rück­
gang von 13,9 auf 8,8 Arbeitende. 

Der Handel stellt immer noch einen der Bereiche dar, 
die durch die hohe Anzahl von Arbeitsstätten heraus­
ragen. Dennoch sank ihre Zahl seit der letzten Erhe­
bung. War der Handel 1970 nach Arbeitsstättenzahl 
noch überwiegend an erster Stelle, 1st er inzwischen 
nur noch die zweitgrößte Abteilung. ln acht Kreisen 
weist er, verglichen mit den anderen Wirtschafts-
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abteilungen, die größten absoluten Rückgänge auf. 
Eine Steigerung wurde nur in Pinneberg, Segeberg, 
Stormarn und Flansburg festgestellt. 

beck stieg die Zahl der Beschäftigten in jeder Arbeits­
stätte des Handels. ln Schleswig-Holstein lag der 
Durchschnitt bei 6 Beschäftigten je Arbeitsstätte, was 
einer Zunahme von einem Beschäftigten gleichkommt. 

Die Beschäftigtenzahlen deuten jedoch darauf hin, daß 
die gesunkene Zahl der Arbeitsstätten in erster Linie 
auf Geschäftsaufgaben kleiner Einzelhandelsbetriebe 
zurückzuführen ist. Abgesehen von Flansburg und Lü-

Im Zuge der Ausweitung wirtschaftlicher Aktivitäten 
spielen Transport und neue Kommunikationsmittel eine 
entscheidende Rolle. Sie helfen dabei, Distanzen zu 

Nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten und Beschäftigte in den Kreisen und kreisfreien Städten 
am 27. Mal 1970 und am 25. Mal 1987 nach Wirtschaftsabteilungen 

Wirtschaftsabteilung Kreise Darunter Planungsraum J1 
Arbeitsstätten Beschäftigte Arbeitsstätten Beschäftigte 

1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver-
änd. änd. änd. änd. 
% % % % 

Land- und Forstwirt-
schalt, Fischerei• 1 490 1 473 - 1,1 5 401 6 352 17,6 438 478 9,1 2 016 2122 5,3 

Energie- und Wasser-
versorgung, Bergbau 213 314 47,4 4 263 6 196 45,3 67 104 55,2 1 345 2 207 64,1 

Verarbeitendes Gewerbe 10 745 9 472 -11,8 155 441 47 760 - 4,9 3 989 4 182 4,8 80 210 82 843 3,3 
Baugewerbe 5 467 7 057 29,1 67 306 58266 -13,4 2 028 3 087 52,2 24 624 23 129 - 5,7 
Handel 20 917 20 525 - 1,9 85 600 110 442 29,0 7 561 8 831 18,8 33 371 52 593 67,6 
Verkehr, Nachrichten· 

Obermlttlung 4090 3 956 - 3,3 25 101 32 431 29,2 1 274 1 491 17,0 8283 12 939 56,2 
Kredltlnstltute, 
Versicherungsgewerbe 2 041 3 652 78,9 10 332 17 962 73,8 700 1 409 101,3 3 589 6 750 88,1 

Dienstleistungen 
von Unternehmen 
und freien Berufen 15 797 25 842 63,6 60146 118 737 97,4 5 272 10 417 97,6 20 230 48 189 138,2 

Organisationen 
ohne Erwerbszweck 1 205 2 184 81,2 10 835 25 730 137,5 350 655 87,1 3 686 9 320 152,8 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung 2 976 3 551 19,3 70 049 101 601 45,0 902 1 112 23,3 20 091 32 273 60,6 

Insgesamt 64 941 78 026 20,1 494 474 625 4n 26,5 22 581 31 766 40,7 197 345 272 365 38,0 

Wirtschaftsabteilung Kreisfreie Städte Schieswig-Hoisteln 
Arbeitsstätten Beschäftigte Arbeitsstätten Beschäftigte 

1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver- 1970 1987 Ver-
änd. änd. änd. änd. 
% % OJb Ofo 

Land- und Forstwirt· 
schalt, Fischerei• 288 150 -47,9 1 786 946 -47,0 1 n8 1 623 - 8,7 7187 7 298 1,5 

Energie· und Wasser-
versorgung, Bergbau 35 28 -20,0 3 885 5 137 32,2 248 342 37,9 8 148 11 333 39,1 

Verarbeitendes Gewerbe 3 116 2 443 -21,8 103 724 71 917 -30,7 13 861 11 915 -14,0 259 165 21s an -15,2 
Baugewerbe 1 335 1 430 7,1 26 975 16 245 -39,8 6 802 8 487 24,8 94 281 74 511 -21.0 
Handel 7 162 6 334 -11,6 53 041 48 138 - 9,2 28 079 26 859 - 4,3 138 641 158 580 14.4 
Verkehr, Nachrichten-

Obermitllung 1 055 1 290 22,3 24 890 22784 - 8,5 5145 5246 2,0 49 991 55 215 10,4 
Kreditinstitute, 
Versicherungsgewerbe 704 1 049 49,0 10 152 12 385 22,0 2745 4 701 71,3 20 493 30 347 48,1 

Dienstleistungen 
von Unternehmen 
und freien Berufen 5 901 7 904 33,9 32 583 56 789 74,3 21 698 33746 55,5 92 729 175 526 89,3 

Organisationen 
ohne Erwerbszweck 573 907 58,3 6 425 14 253 121,8 1 778 3 091 73,8 17 260 39 983 131,7 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung 1 075 1 342 24,8 54 787 69 297 26,5 4 051 4 893 20,8 124 836 170 898 36,9 

Insgesamt 21 244 22 an 7,7 318 248 317 891 - 0,1 86 185 100 903 17,1 812 731 943 368 16,1 

1) die an Harnburg grenzenden Kreise Plnneberg, Segeberg, Stormarn, Herzogtum Lauenburg 
2) nur gewerbesteuerpflichtige Betriebe 
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überwinden und neue Märkte zu erschließen. Die Ent­
wicklung der Informationstechniken hat darüber hinaus 
starken Einfluß auf viele Sektoren. Der Wirtschafts­
abteilung Verkehr, Nachrichtenübermittlung, zu der u. 
a. auch Bundesbahn und Bundespost zählen, kommt 
daher eine besondere Rolle zu, obwohl nur jede zwan­
zigste Arbeitsstätte in diesen Bereich fällt. ln den ein­
zelnen Kreisen stellten sich recht unterschiedliche 
Veränderungen dar. Für ganz Schleswig-Holstein führ­
ten diese zu einer Erhöhung der Arbeitsstättenzahl um 
2 %. Dabei schwankten die Zahlen zwischen einer Zu-

0 5896 Sial LA S H 

nahme um 43,8 % ( + 160 Arbeitsstätten) in Kiel und 
einem Rückgang um fJl Arbeitsstätten(- 15,1 %) in 
Dithmarschen. Neumünster stellte mit 105 Arbeits­
stätten den niedrigsten Wert. War 1970 eine Arbeits­
stätte noch von 9,7 Personen besetzt, so stieg die 
Zahl bis 1987 auf 10,5. Dabei wurde in den Städten 
Flensburg, Kiel und Lübeck die Mitarbeiterzahl von 
durchschnittlich 24,2 auf 17,3 pro Arbeitsstätte ein­
geschränkt. ln Neumünster und den übrigen Kreisen 
benötigte jede Arbeitsstätte zusätzlich Beschäftig­
te. 

Beschäftigte je Arbeitsstätte 

in den Kreisen Schleswig-Holsteins 1987 

0 5000 10000 Arbet\sstatten 
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So wie ein funktionierendes Nachrichtenübermittlungs­
und Verkehrssystem den Wirtschaftsablauf am Rollen 
hält, stellt auch das Kredit- und Versicherungswesen 
einen entscheidenden Pfeiler der Ökonomie eines Lan­
des dar. ln Schleswig-Holstein erfuhr dieser Bereich 
eine Steigerung von 71 % und konnte damit seinen An­
teil von 3,1 % an allen Arbeitsstätten auf 4,7 % aus­
bauen. Eine gleichgerichtete Entwicklung vollzog sich 
in alle Kreisen. Rückgänge sind nicht zu verzeichnen. 
Während Pinneberg mit zusätzlichen 225 Arbeitsstät­
ten die höchste absolute Steigerung aufzuweisen hat, 
erreichte Plön mit 153 % den größten relativen Zu­
wachs. Hier wurde auch mit insgesamt 455 Arbeitsstät­
ten im Kreisvergleich die Spitze erreicht. Neumünster 
lag mit einer Steigerung von immerhin 35 und einem 
Bestand von 111 Arbeitsstätten am unteren Ende. ln der 
überwiegenden Anzahl der Kreise sank die Relation 
Beschäftigte zu Arbeitsstätten. Damit ergab sich für das 
Land ein Rückgang von 7,5 auf 6,5 Personen pro Ar­
beitsstätte. 

Der Bereich der Dienstleistungen zeigte - sowohl was 
die Zahl der Arbeitsstätten als auch die der Beschäf­
tigten pro Arbeitsstätte betrifft- in allen Kreisen Stei­
gerungen. 

Nach oben angeführter Systematik werden hier ledig­
lich Tätigkeiten erfaßt, die von Unternehmen und freien 
Berufen ausgeübt werden. Darunter fallen Gaststätten­
und Beherbergungsgewerbe, Heime verschiedener Art, 
Körperpflegegewerbe, Gebäudereinigung, Bildungs­
und Gesundheitswesen, Rechts- und Steuerberatung 
und anderes mehr. Obwohl auch Handel und Verkehr, 
Kredit- und Versicherungswesen als Dienstleistungen 
verstanden werden können, fallen sie nicht in diese Ab­
teilung. Sie werden gesondert ausgewiesen. ln 
Schleswig-Holstein wurden 34 000 Arbeitsstätten dem 
Bereich der Dienstleistungen zugeordnet. Seit 1970 hat 
sich ihre Zahl um 56 % erhöht. Einen Zuwachs gab es 
in allen Kreisen. Pinneberg stellt mit 3 600 Arbeitsstät­
ten den höchsten Wert. Das entspricht einem Anteil von 
11 %der Arbeitsstätten in der Abteilung Dienstleistun­
gen. Am unteren Ende der Skala befindet sich Neu­
münster. Bei nur 838 Dienstleistungsbatneben fiel der 
Zuwachs von 200 Arbeitsstätten deutlich geringer aus 
als in den anderen Kreisen. Dennoch wird auch im 
Kreisvergleich der Strukturwandel zum Dienstleistungs­
sektor deutlich. Der Anteil der Dienstleistungen stieg 
von 25 % im Jahre 1970 auf inzwischen 33 % aller Ar­
beitsstätten. Die Zahl der Beschäftigten pro Arbeits­
stätte stieg in Schleswig-Holstein von 4,3 auf 5,2. 

Die Abteilung Organisationen ohne Erwerbszweck 
beinhaltet unter anderem die Kirchen, Organisationen 
der freien Wohlfahrtspflege, Verbände und Parteien. 
Hier wurde die mit 74 % für das Bundesland höchste 
prozentuale Steigerung festgestellt. Mit insgesamt 
3 091 Arbeitsstätten kommt die Wirtschaftsabteilung auf 
3,1 % der Landessumme. Der Kreis Randsburg-Eckern­
förde hatte die von allen Kreisen kräftigste absolute Zu­
nahme. Den mit 157% relativ höchsten Zuwachs hatte 
Segeberg. ln Kiel sind die meisten Arbeitsstätten die­
ser Wirtschaftsabteilung vorzufinden (409 Arbeitsstät­
ten). Neumünster hat den niedrigsten Wert (96 Arbeits­
stätten). ln erster Linie konnten die Organisationen zu­
legen, die nicht für Unternehmen tätig waren. Dies 
könnte darauf hinweisen, daß der außerberufliche Le­
bensbereich der Menschen an Bedeutung gewonnen 
hat. 

Die zunehmende Inanspruchnahme staatlicher Dienst­
leistungen wie auch das Bedürfnis der Bevölkerung 
nach sozialer Absicherung finden im Wirtschaftszweig 
Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen ihren 
Niederschlag. Ihm wurden 4,8% der Arbeitsstätten des 
Landes zugerechnet. Schleswig-Holstein verzeichnete 
hier einen Zuwachs von 21 %. Lediglich in Dithmar­
schen (- 9 Arbeitsstätten), Lauenburg (- 2) und Ost­
hofstein (- 5) wurden weniger Arbeitsstätten als 1970 
gezählt. Ansonsten erstreckt sich die Ausweitung die­
ser Abteilung von 2,7 % in Steinburg bis zu 137 % in 
Flensburg. Kiel liegt auch hier mit insgesamt 613 Ar­
beitsstätten obenan. Als Universitäts- und Landes­
hauptstadt ist dies nicht verwunderlich. 

Mit 9,3 Beschäftigten je Arbeitsstätte benötigten die Ge­
bietskörperschaften und Sozialversicherungsträger an­
nähernd so viele Personen wie 1970. ln den Kreisen 
wurde die Beschäftigtenzahl je Arbeitsstätte größten­
teils aufgestockt. Flansburg schlägt allerdings mit ei­
nem Rückgang um 52 % zu Buche. Das heißt, es 
werden dort pro Arbeitsstätte statt 106 nur noch 51 
Leute beschäftigt. Vermutlich sind einige große, per­
sonalreiche Arbeitsstätten örtlich getrennt worden. Die 
Zahl der Arbeitsstätten hat sich in Flansburg nämlich 
mehr als verdoppelt, wobei die Gesamtzahl der Be­
schäftigten ebenfalls gestiegen ist. 

Birgit Herdejürgen 
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}lUß Ußf ~r~m }lrd}it> 
Innerdeutsche Wanderungsbilanz anhand des Geburtsortes der Einwohner 1880 und 1900 

Für Zelten vor 1949 !Beelnn der Wanderunesatatlatlk, alehe Tabelle 18) 
kann man nur aua anderen Statlatlken behdlamlllle aur den Umtanr und 
die R1chtung der Wanderunsabewegune ochlle!len. Eine aolche MOel!cb· 
kelt bieten Vo1kezllhluna:en, bei denen CQr jeden Einwohner der Geburts­
ort ermittelt wurde (Tabelle 14). WeM man ln ~we! Gebieten dle Zahl 
derJenleen Einwohner feststellt, die jnreUa in dem anderen Ceblet a:e­
boren aind, so erhllt man ein BUd von dem Wanderunesatrom, der 

1. 12. 1680 

Von der ortsanwesenden 
Bevölkerung I des 1n der 

Schleswig- Vorspalte 

Preußische Provinzen, Holsteins genannten 

deutsehe Staaten Oebietes Saldo 
(~b1etsstand 1880 bzw. 1900) sind geboren 

ln dem 
in der ln 

Vorspalte Schlesw1g-
genannten Holstein 

Oe biet 

Provinz Ostpreußen ) 180 468 + 2 712 . Westpreußen 2 255 414 + 1 8111 . Polll!'ern 5 568 677 + 4 891 . Posen 1 8)1 224 + 1 607 . Brandenburg 
} 5 459 4 623 + 8)6 

Stadt l!erl1n 

Provinz Schlesien 3938 669 + ) 269 . Sachsen 5 189 1 294 + ) 695 . Hannover I) 550 5 666 + 1 8B4 . Westfalen 1 506 767 + 739 

" Hesaen-Nassau 1 289 764 + 525 . Rheinland 1 52) 1 262 + 261 . Rohenzollern 15 3 + 12 

PrPußen 
(ohne Sehlesw1g-Holate1n) 
ZUS&IIlm&n 45 30} 16 8)1 + 28 472 

Bayern 61} 468 + 205 

Sachsen (K1Sn1greich) 2 210 1 29) + 917 

WUrttembers 335 145 + 190 

Baden }12 274 + )8 

Kessen 310 176 + 134 

Mecklenburg (be1de) 12 709 ) 688 + 9 021 

Braunschwa ig 878 427 + 451 

Oldenburg I) 6 485 6 840a - }55 

LObeck ) 478 6 504 

Bremen 607 943 

Hamburg 14 699 10 Jn 

Elsaß-Lothringen 87 I 271 

Ubrige deutsche Staaten 2 41) 520 

Deutsches Re ich 
(ohne Schlesw1g-Ho1ste1n) 
insgesamt 90 499 109 757 

1) zur Hauptsache Landestell Fürstentum LObeck 

a) derunter 1m Landestell Fürstentum LUbeek 6 423 

b) 6 993 

- J 026 

- ))6 

- 55 678 

- 1 184 

+ 1 893 

- 19 258 

OI.ELLEN: 1880: Koisorl. Stot1st. Arrt, St01, d. 01. Rooc:hs, 1. Rtiho, Bd. 'J1 
1900: Koosorl. SrariSI. Amt, Stot. d. 01. Rtoch•, N.F. Bd. lSOunc:llSl 

~wiSchen diesen Gebieten statta:etunden hat. Allerdlne• lat zu beaehtM, 
daß in dleaer Tabelle lmmer die "ortaanweaende" Bev01keruna: eedhll 
wurde, zu der auch zuCIWII Anwuende a:ebOren. Die nachstehenden 
Zahlen alnd ein Anhaltspunkt Cllr daa Errebnla der a!Andiren Wande· 
runaabewegunren Ober dle Grenzen Schleawlr·Hobteino, wie u sich 
r.um Zeitpunkt der belden Uhluna:en berauoceblldet hatte. Das Aus· 
land Ist dabei nicht berückdchtlet. 

l. 12. 1900 

Von der ortsanwesenden Von der ortsanwesenden 
~ Samtbevölkerung mKnnl. Bevölkerung 

ldes in der I des in der Sebleswlg- Vorspalte Schleswig- Vorspalte 
Holsteins genannten Holsteins genannten 

Oeb1etes Saldo Oeb1etes Saldo sind geboren sind geboren 
in 4em in dem 
in der in 1n der 1n 

Vorspalte Schlf'swig- Vorspalte Scl\lesw1g-
genannten Holstein genannten Holstein 

Gebiet Gebiet 

Personen 

2) 215 1 600 + 21 615 11 8)9 1 1)5 + 10 7011 

8 1)) 1 2011 + 6 929 4 911 100 + 4 271 

l) 668 I 867 + 11 801 9299 967 + 8 ))2 

806-\ 2 1)4 + 5 9)0 5 )50 I 806 + ) 544 

10 )29 6 7)2 + ) 591 7 064 ) 748 + ) )16 

) 3011 6 6)5 - ) "1 2 071 ) 78} - I 712 

8 980 I 7)} + 7 247 6 6)2 974 + 5 658 

11 475 3 312 + 8 163 7 811 1 732 + 6 079 

25 029 12 811 + 12 218 13 60} 6 94} + 6 660 

' 98} 3 291 + 692 2 686 2 o)6 + 650 

2 621 1 91} + 848 1899 1 078 + 821 

4 172 5 005 - 8)) 2 906 ' 120 - 214 

28 8 + 20 17 II + 1} 

12) 201 48}05 + 74 896 76 148 28 026 + 48 122 

2 291 1 20) + l 088 1 628 80} + 825 

5 096 2 8)5 + 2 261 J 801 1 606 + 2 195 

997 )76 + 621 711 239 + 5}2 

939 81} + 66 644 562 + 82 

704 60) + 101 485 369 + 116 

23 476 6 215 + 17 261 1} 129 ) 149 + 9 980 

1 8)1 842 + 989 1 125 442 + 68) 

8 982 1 892b + 1 090 4 818 ) 551 + 1 267 

5 414 lt 9Y7 - 6 52} 2 587 5 675 - ) 088 

1 457 2 170 - 71) 853 1 247 - }94 

J6 )51 II} 1)} - 76 782 17 0)) 47 069 - )0 056 

509 I 544 - 1 035 )48 I 293 - 945 

5572 1 518 + 4 054 }9)6 752 + 3 18~ 

216 820 199 446 + 17 }74 127 }06 94 80) + 32 50) 

Entnommen aus: Beiträge zur historischen Statistik Schleswig-Holsteins, Kiel 1967 
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Erläuterungen 

Die Quelle Ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem 
Statistischen Landesamt stammen. 
Der Ausdruck .Kreise" steht vereinfachend für .Kreise und 
kreisfreie Städte". 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen 
entstehen durch unabhängige Rundung; allen Rechnungen 
liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bei Größenklassen bedeutet zum Beispiel "1-5": .1 bis unter 5". 
Zahlen in ( ) haben eingeschränkte Aussagefähigkelt 
p = vorläufige Zahl 
r = berichtigte Zahl 
s = geschätzte Zahl 
D = Durchschnitt 

Zeichen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten: 

0 = weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten 
Stelle, jedoch mehr als nichts 

- = nichts vorhanden 
= Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

I = Zahlenwert nicht sicher genug 
X = Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll 

= Angabe fällt später an 
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STATISTI SCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG -HOLSTEIN 

42. Jahrgang lieft 10 Oktober 1990 

SCHLESWIG-HOLSTEIN IM Z~HLEHSPIEGEL 

MO!IATS- U~D VI ERTELJAHRESZAHLE" 

BEV11KERUNG UND ERWERBSTXTIGKEIT 

1 000 8EV11KERUNG All MONATSE'iDE 

IIATOiU.ICHE 8EVIUERU1,5SBE\IEGUNG 

Eheschi I eß:lngen 

lebond9eborene 

Anzahl 
je 1 000 Einw. und I Jahr 

Anzahl 
je 1 000 Etnw. und I Jahr 

Gestorbene (ohre Tot;eborene) Anzahl 
je 1 000 Eiow. und I Jahr 

darunter Im ersten Lebensjahr Anzahl 
je 1 000 lebendgeborene 

Db~rschuß der Gebare en (+) oder Gesto,.beneo (-) l.nzahl 
je 1 000 Elnw. und 1 Jahr 

Wfi'•OER~N~E~ 

Dber die Landesgrenze Zugezoge••e 
Ober d le lendesyrenze Fortgezo~ene 
Wandel"<lßgs~ewtnn (+) oder -verlust (·) 
IMerhal~ des Landes lhgezogene )) 

kanrlerungsfille 

A~SEITSLAGE 

~beltslose (Monatsende) 
darunter IUnne• 

Kur zarbe1ter (Monats I tte) 
darunte• Hllnner 

Offene Stellen (~atsendeJ 

LAHOW1RTSCHAFT 

VI CHaESTAil' 
Rindvieh (einschließlich Kälber) 

darunter H lchkUhc 
(ohn• PM!Ien- und Mutterklihtl 

Schweine 
darunter Zuchtsauen 

darunter tr.ichtlg 

SCI!t.~CHTUNGEN2 J 
Rinder (ohne K.ilberl 
Kälber 
Schweine 

darunter H~~ssch Iochtungen 

SCHLACHTHE~SEN3l ~US G!~!RBLICHEII SCHLACHTUNGEH2l 
(ohne GeflUgell 

da•unter Rl der (oMe Kalber) 
Kälber 
SChweine 

DURCHSCH~InLtCHES SCHLACHTGE\I!CHT fUr2l 

Rinder (chne Klllber) 
Kalber 
Schweine 

GEFLOOEL 
Eingelegte Bruteler4l 

Gefl Uge lf lP.IschSl 

MILCHERZEUGUNG 

f ur LP.gehennenk üken 
für MasthU~nerkiJI<en 

Anzahl 
Anzahl 

Anllhl 
Anzah I 

Anzahl 

I 000 
I 000 

1 000 
1 000 

1 000 

1 000 

1 000 

I 000 
1 000 
I 000 

1 000 St. 
1 000 St. 
1 000 St. 
1 000 St. 

I 000 t 

1 000 t 
1 000 t 
1 000 t 

kg 
kg 
kg 

I 000 
1 000 

I 000 kg 

darunter an Molkereien und Hlindler geliefert 

H11chlehtung je Kuh und Tag 

1 000 t 

% 
kg 

1988 1989 

l'lonah· 
durchsehn I tt 

2 560 

I 439 
6,7 

2 276 
10,6 

2 535 
11,9 

15 
6,6 

259 
1,2 

s 671 
4 6.\'! 

• 1 OJJ 
8 977 

19 286 

109 
61 

8,2 
7.2 
5, 7 

1 481a 

481a 

1 5401 
1511 
103~ 

43 
I 

212 
2 

30,9 
13,0 
0,1 

17,6 

301 
1Z7 
84 

98 

121 

198 

95 

13,5 

2 57C 

1 437 
6,7 

2 281 
10,6 

2 546 
11,9 

15 
6,6 
264 
1.~ 

7 67Z 
4 904 

• 2 768 
9 121 

21 697 

101 
57 

6,5 
5.8 

6,5 

1 49ta 

4801 

I 4511 
1441 
qga 

41 
I 

189 
I 

29,0 
12,7 
0,1 

16,0 

312 
131 
85 

99 

17 

201 
95 

13,7 

Juni 

2571 

1 897 
9,0 

2 168 
10,3 

2 422 
11,5 

13 
6,0 

254 
1,2 

1989 

Juli 

2 573 

1 730 
7,9 

z 532 
11,6 

z 452 
11,2 

19 
7,5 

.. so 
+ 0,4 

6 193 7 358 
4 221 5 293 

+ I 97? + 2 065 
7 945 9 291 

18 35~ 21 942 

92 
SI 

7,0 
4,7 

7,3 

1 493 

444 

31 
I 

186 
1 

25,4 

9,6 
0,1 

15,5 

308 
133 
84 

222 

98 

15,4 

95 
52 

2,9 
2,2 

6,3 

34 
1 

180 
I 

25,8 

10,5 
0,1 

15,0 

311 
129 
93 

206 

96 

13,8 

August 

2 576 

1 967 
9,0 

2 395 
11,0 

2 442 
11,2 

12 
•,o 
47 

0,2 

8 753 
5 597 

+ 3 156 
9 427 

23 777 

93 
51 

1,4 
1,1 

6,5 

1 557 
148 

99 

45 
I 

182 
I 

29,8 

14 ,I 
0,1 

15,2 

311 
130 
84 

197 

94 

13,2 

Mal 

2 552 

18 
7,5 

- 150 

90 
49 

2,6 
2,4 

11,7 

40 
1 

193 
1 

29,8 

12,6 
0,1 

16,9 

318 
126 
88 

239 

98 
16,1 

1990 

2 314 

2 275 

2 3S2 

18 
7,9 

107 

87 
47 

1,5 
1,4 

12,0 

1 504 

437 

36 
1 

173 
I 

26,8 
11,5 
0,1 

14,9 

322 
131 
87 

211 

98 
14,6 

Juli 

1 832 

2 674 

2 552 

13 
4,9 

122 

89 
48 

1,0 
0,8 

10,2 

42 
1 

208 
I 

31 , 6 

13,2 
0,1 

18,0 

316 
134 
87 

195 

97 

13,1 

August 

85 
46 

0,6 
0,5 

9,6 

p I 502 
p 147 
p 101 

55 
I 

242 
I 

38.9 
17,0 
0,1 

21,6 

308 
130 
89 

194 

94 
13,0 

1) ohne Innerhalb der Gemeinde Ungezogene Z) Bis Dezember 1984 1nlandtlere, ab Januar 1985 In- und Auslandtiere 31 einschließlich Schhchtfette, 
jedoch ohne Innerelen 41 ln Betrieben ml t einetn Fassungsv~nnögen von 1 000 und ~hr Eiern 5) 1us Schlachtungen Inlandischen Geflugels ln 
Schlachterelen mit einer Schlacht~apazltat von 2 000 un~ Clehr Tieren Im Monat 

a l De zeltbe r 



HOCH: MO~TS- UIIO VI fRTElJAHRESZAI!lEN 

PRO:IUZI ERENDES Gf\IERBE 

VERARBEITEliDES GEWERBE I I 

8eschaftlgte (einschließlich tätiger lnh>ber) 1 000 
darunter Arbeiter u~d gewerblich A.Jszublldende 1 000 

:;ele!stete Arbeiterst;nden 

Lohnsu:m1e 

GMaltssullllll! 

Allftragselngang ausgedhlter lilrtsch•ftszwelge 
aus dem In land 
a~s d!'lll Ausland 

U:::suz (ohne Uosatzste •r) 
lnlandsur.osatz 
Aus lands=atz 

Kohleverbra~ch2) 

Gasvert •auch3l 
Stadt- und Kol;erelgiS 
Erd- und Erdölgas 

Heiz;! herbrauch4) 
leichtes Heizöl 
schweres Hehdl 

StromverbrauchS) 

StrO'l!erzeugung (lnduslrltlle Ei~enerze•;gu"gl 

lr:au dfT llettoprod~Hion fUr Getriebe 
Im produzierenden Gl!'•erbe 61 

8Al!liAUPTGf\IERBE7) 

Besch&Higte (tln~ehlhßllch tlitlger Inhaber) 

Gtlelstete ArbeltsstundPn 
dar~nter f r 
ll;,hnungsb&~ten 

gewerbliche und Industrielle Baute~ 
V•rlehrs- und llffentliche Saat~~ 

lohnsull'l'll! 

Gthaltnu 

Baugewerblicher lhsatz (ohne llolsatzsteuer) 

Auftregselngang8 I 

Besch•f t lgte 

Geleistet" Art>vHsstunden 

Lohn- und GeheltsSUIIII!" 

Ausbaugewerblicher :bsatr (ohne Ur.utzsteuer) 

tJFFEIITliCI1E E.HERGJr'.ERSORGO Gl0) 

Str011erzeuguno (brutto) 

StrOIIIYerbrauch (elnschlleßllth Verluste, 
ohne PU!!;Jstro~~~verbreuch 1 

Gaserzeugung (brutto) 

HP.H:lliERK (Heßllhltn)lll 

1 000 

Mlll. Dli 

MI II. 011 

MI 11. 0:.1 
Hili. D'l 
)41". 011 

Hili. Oll 
MI II. Dfl! 
11111. DM 

1 000 t Slo:E 

II 11. m3 
11111. a:3 
Mlll. m3 

1 000 t 
I~ t 
I 000 t 

roan. kllh 

!Ii II. klolh 

1980 ; 100 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

H111. ~ 

Hlll. DM 

Mlll, DM 

Hlll. Oll 

Anzahl 

l 000 

11111. DM 

Hili. OM 

Mlll. kW~ 

Hili. ktlh 

Mlll. a3 

Beschäf lgte (einschließ! eh tlitlg~r Inhaber) 
&ill Ende des Vlertelj~hru 30.9.1976 : 100 

Umsatz lohne ~etut~uer) Vj. -D 1976 ; 100 

165 
112 

15 433 

344,4 

252,4 

1 956 
1 238 

118 

3 194 
2427 

768 

14 

45,4 

75 
7 

67 

272 

33 

113,0 

39 301 

4 262 

1 593 
1 071 
I 522 

91,8 

18,6 

359,5 

224,2 

7 134 

848 

19,7 

57 ,s 

2 299 

939 

99,0 

ISO,S 

169 
114 

15 433 

360,4 

270,4 

2 274 
1 437 

837 

3 414 
2 595 

819 

15 

~7 .o 

6l 
7 

56 

281 

34 

11 ~.3 

3Q 744 

4 382 

1 623 
1 181 
1 493 

97,2 

19,3 

390,8 

236,4 

7 5~2 

89b 

2!,6 

64,0 

2 IBS 

944 

101,2 

159,2 

169 
11~ 

15 873 

366,0 

284,3 

2 600 
1 832 

768 

3 532 
2 63S 

897 

275 

31 

114,1 

40 075 

5 09S 

1 821 
1 390 
l 761 

102,7 

19,9 

445,4 

.63,4 

7 JGO 

905 

22,2 

65.2 

1 844 

751 

2.Vj.89 

100,2 

155,4 

1939 

170 
115 

14 713 

355,8 

257 ,I 

I 986 
1 338 
~8 

3 199 
2 437 

761 

(66 

3l 

105,6 

40 l6J 

4 635 

1 686 
1254 
I 576 

100,8 

19,2 

423,6 

257,4 

7 401 

853 

21,3 

61,5 

I !186 

884 

111 
116 

15 094 

371,5 

r 259 , 7 

2 336 
1 4S3 

684 

3 165 
2 467 

698 

255 

31 

100,2 

40 619 

4 897 

1 765 
1 324 
1 707 

109,8 

16,7 

406,9 

Z98,7 

7 616 

935 

22,3 

57,3 

1 663 

856 

Mal 

175 
117 

16 175 

392,6 

295,6 

2 355 
1 708 

647 

3 550 
2 779 

771 

294 

33 

40 376 

4 953 

I 913 
1 251 
1 673 

114,6 

20,7 

462,5 

275,4 

8 019 

996 

24,8 

67,9 

Juni 

176 
119 

16 llS 

406,6 

317,9 

2 062 
1 '09 

6.3 

3750 
2 BSO 

870 

296 

31 

40 617 

4 716 

I 782 
1 220 
1 619 

106,8 

21,7 

453,1 

i9s,a 

8 007 

925 

2S,2 

67,2 

2. Vj .90 

107,2 

163,4 

1990 

Juli 

178 
120 

15 099 

407,3 

286,4 

2 097 
1 492 

605 

3 608 
2 Si4 

713 

261 

33 

40 845 

4 756 

1 810 
1 204 
1 635 

113,6 

21,2 

492,5 

276,3 

0 080 

945 

25,2 

n.8 

August 

180 
121 

16 299 

409,3 

284,3 

2 042 
1 435 

606 

3 838 
3 042 

796 

303 

32 

41 336 

5 103 

1 983 
I 255 
1 726 

119,0 

20,7 

520,8 

310,5 

8 394 

1 01~ 

27,6 

73,0 

11 Betriebe '"'tIm allg-lnen 20 L"lld !!lehr 8escblift1gt n. Zu• Methode sieh~ Statistischen Bericht E I l 2) 1 t Steinkohle: 1 t SKr • Steln,,ohle-
~inhelt C29 303 I'IJ) 3) 1 000 m3 Gas <lio ; 35,169 MJ/m3) ; 1,2 t $1\• 4) 1 t Hohdl, leicht : 1,46 t SKE, schwer : 1,40 t SK.E s, 1 000 kllh Str0111 
• 0 1123 t S!(f 6) ohne lll~bngewl'rbe, Gn-, Fern.:;rme. und llaSSl'rver orgu g 7) Ab Hilrz l990 vorlllllft~ Ergebnhsl'. zur H.!thode siehe St~t1stlschcn 
Ber1cht E II 1 BI N~r 9 • lebe •1)11 unt@rneh31en mit 20 und ~!!ehr Ses bliftlgten 9) zur Methode siehe Statistischen BerichtE !II 1 
10) O;elle• Oer WlrtschaHSlllnlster C:es Landes Schleswlg-Holstetn 11) ohne h.,dw rioliehe hebenbetriebe 



NOCH: HO~ATS- UNO VIERTElJAHRESZAHlEN 

--;;-r ---
1958 1989 1990 

Monats- J-Jnl Jull August ""'' Juni Juli Aug"st durchschnitt 

BAUTIIT I GKEI T 

BAUGEioEHMIGUNGEN 
Wohngebäude (Errichtung neuer Gebaude) Anzahl 435 440 550 506 544 689 630 599 509 

darunter 1111 t 
1 Wohnuny Anzahl 386 373 446 l42 47 I 548 534 498 395 
2 Wohnunq~n Anzahl 33 40 55 43 39 84 62 53 59 

Ra r.11lnhalt 1 000 gl 319 353 464 371 437 682 544 5-12 501 
ilohnflache 1 000 m2 56 63 35 69 79 123 98 98 91 

Nlcht.ohngebaude (Errlchtang neuer Gebäude) Anzahl 112 113 137 12Q 179 163 16Z 160 150 

Reu lnnalt 1 000 1113 515 557 562 671 1 163 781 417 746 626 
llutzfl liehe 1 000 c2 86 90 93 103 16Z 131 74 118 105 

Wohnungl'n lnsgesa::rt (alle eau!lllßt>alunen) Anzahl 634 730 1 002 731 982 1 ~2 1 181 1 193 I J96 

IIANOEL UNO &ASTGEWERBE 

Ati)FUH't 

Ausfuhr fnsgeslll!lt 111' 1. Dr-1 923.9 1 046,3 1 154' 5 l Oll ,4 960,9 1 132,9 902,8 

davon Guter der 
Ernahrunpswl rtschafl 11111. 01\ 150,8 1S4,9 215,4 162,6 175,5 182,7 119.9 

gewerb llchP.n Wirtschaft 
dav~n 

11111. CH 773,2 661,4 939,2 908,8 785,4 950,2 762,8 

Rohstoffe Mt I I. OH 13,2 16,2 16,2 1J,Q 13,7 14,3 14,4 
Ha lbilaren Hf 11. OH 54.0 64,6 62,0 63,8 57,5 63,8 55,0 

Fntfgw!ren 
davon 

Hili. 011 105,7 780,6 861,0 831,1 714,2 872,1 113,5 

Vorerzeugnisse MI 11. 011 124,0 125,7 152,2 UA,8 115,0 127,6 118,2 
Enderzeugnl sse Mi II. 01\ 581,2 654,9 708,8 712,3 59~,1 744,5 595,2 

nach ausge~Mh ltt!n Verbrauchs Iandern 
EG-Landcr Mill. CH 457,6 514,1 562,9 495,6 481,7 509.3 498,5 

darunter ~tederhnde II II. CH 85,9 104,7 114,7 93,7 96,8 109,0 9S,8 
Frankreich "' 11. c~ 83,3 93,4 91.9 110,0 82,6 91,7 81,2 
Vereln~te~ I(ÖI'IIgrelch 1'.111. Oll 78,9 84,5 85,3 87,9 96,1 85,2 79,5 
Dlinea~a fo:Jll. OH n.s 74,5 83,8 56,9 72,3 90.0 68,7 

EIN!ELHAXDELSUIISXTZE ( Bzahll 198o ; 100 110,2 p 116.2 p 117,4 p 118,9 p 115,6 p 129,4 p 125,8 p 139,8 

GASTGE\IERBECHSIITZE (1\lßzah 1J 1996 ; 100 106,9 p 111,2 p 130,8 p 157.7 p 153,0 p 131,6 p 141,8 p 168,6 

FREIIDENVERKEHR IN BEHERBERGU'HiSSTIITTEN 
HIT 9 UlO KEHP. GXSTEBETTE:f Cefnschl. Jugendherbergen) 

Ank.nfle 1 000 Z66 287 396 509 444 p 410 p 453 p SZ4 
darunter von Au~lands9isten 1 000 32 37 46 87 60 p 42 p 53 p 94 

Obernachlungen 1 000 1 432 I 471 2 152 3 198 3 086 p 1 979 p 2 550 p 3 344 
darJnter von Auslandsgasten 1 000 60 12 82 141 129 p 80 p 101 p 161 

V~RKEHit 

SEESCHIFFAHi!T ll 

Glltereti!Pf an~ 1 000 t 1450 1 506 1 381 1 447 
GUterversan 1 000 t 880 993 633 825 

BIN\ENSCHII'FAHRT 
Gutere~~Pfang 1 000 t 147 136 129 128 135 134 152 141 
Gut~rverund I 000 t 163 158 141 202 180 184 161 178 

ZULASSU'iGEN FABRIKHEUER KRAfTFAHRZEUGE2l Anza~l 10 000 9 987 11 189 9 389 8 674 12 13Z 11 552 

darunter Kraftrl!der Anzahl 239 258 343 225 160 529 352 
Personenkrtftwagen 3) Anzahl 9 044 8 970 9 852 8 347 7 914 10 626 10 134 
Lastkraftwagen 

<einschließlich mit Spez1alaufbau) Anzahl 437 467 551 476 373 562 593 

STRASSE~ VERKEHlt <ll/'iFXI.LE 

Unfälle 1111 t Personenschaden Anzahl I 426 I 399 1 705 1 658 1 439 1 700 I 700 p I 575 p I 764 
Getöt~te Personen Anzahl 31 29 33 27 25 26 16 p 37 p 33 
Verletzte Personen Anzahl 1 832 1 802 2 145 2 175 1 878 2 182 2 215 p 2 114 p z 311 

1) ohne Elgengeill chte der als Verlcehrsonltte 1 i11 Fährverkehr transport lerten EIsenbahn- und Straßerof ehrzeuge 
2) ml t ut llchem Kennzeichen, ohne Bundespost, ßundesbaM und Bundeswehr 
3) einschließ Ich Kombinationskraftwagen 



NOCH: MO!i'TS· U~O V IERTEL.dAHRESZAHLEN 

1988 1999 1939 1990 

Monats-
,.,rc schnitt I l Juni J~l! A~g ~t II.! I Juni Juli August 

GELD UllD kREOIT 

KREDITE UND EIN AGE.~2) 

Kre~tteJl en Nlthtben~en fnsgesal!lt 
(Stand 1n1 Jehres- llzw. Monetsende) 11111. DM 77 967 80 020 79 259 79 320 79 264 80 952 81 l~ 80 814 80 DSl 

darunt~r 

~redfte 3) an tnländts~he Nfthtban~en Mlll. IM Jfj 574 78 7AO 17 841 71 909 77 SSI 79 527 79 ~27 79 345 19 453 

k~rzfrtsttge r.rtdl te (bis zu 1 Jahr! 11111. o·~ 8 933 9 78~ 9 522 9 375 9 132 10 326 10 69J 10 300 10 000 
~~ Untern~llr.l(!n und Pr! vatprr&Men Mlll. '•"~ 8 42 9 336 9 2b5 Q 176 8 945 9 924 10 422 9 993 9 80S 
an aFfentltc~e H.lushal te Mlll. DH 191 448 257 199 187 402 271 3~7 192 

mhtelfrfstlp Kredite (l bi5 4 Jahre) Mfll. OM 4 225 4 lS7 4 057 4 039 4 141 4 251 4 298 4 236 4 364 
a1 Untcr~hmetl und Prlvatpcrstnen Mfll. OM 3 525 3 636 3 532 3 511 3 595 3 665 3 662 3 644 3 682 
a1 öffentliche Haushel te Mfll, Cl' 7ill 521 525 528 547 586 636 5n 682 

hngrrfstfge Kredite (I!IChr als 4 Jahre) :1111. OH 63 416 64 839 64 261 64 495 64 578 64 951 64 836 64 809 65 089 
an antern~hQcn und Prtvatpcti'$0Mn Kill. DM 46 53 48 165 47 356 47 561 41 735 48 603 48 619 4 754 48 952 
a~ liffent l'he Haushalte M 11. llt~ 16 32 16 674 16 905 16 934 16 843 16 349 16 217 16 DS4 !6 107 

Elnh3e11 una aufge "~· Kredf te3l vcn NfchtbanO.en 
(St4nd 1111 Janres- bzw. lbnatsende) 14111. 57 188 60 676 57 033 57 762 58 625 60 737 60 612 61 417 61 951 

Sichteinlagen und Trmfngelder Kill. 01>' 36 452 40 596 37 041 37 918 3S 816 41 671 41 6~ 42 548 43 085 
von Untel'fleh:lt>n und Prl vatpl!rsonen Mfll. DM 28 834 J2 511 29 S99 30 348 3J 927 33 528 33 7 s 34 522 34 936 
vGn llffentllchen Haushalte, Mfll. DH 7 618 e oos 7 44! 7 570 7 889 8 143 7 903 8 026 8 te9 

Sparefnla9en 1111 • CM 20 736 20090 19 992 19 w 19 809 19 066 10 004 18 869 18 866 
t>ef Spar•essen ( parelnlagen, Sparbdde, 
~~nssc'luld~erschrefbung<!n) 11111. OM 

G•uchrl ften uf Sparkonten lctfn~chlleOlfch 
Zf ns~utschd ften I. ab 1.1.87 vl erteljährlich •u11. DM I ~5 4 103 2 9'J9 3 436 

LiStschriften auf Spark"~ten,ab 1.1.87 vtertelj. Mlll. 0:1 I 074 3 786 3 ISS J 1127 

ZAHl.UIIGSSCHW1ER IG~E I TEN 

Konku•s~ (erllffnete und 1115ngels Masse abgelehnte) Anuhl r 53 5q 65 53 34 50 40 39 51 

Verglel chsvorfahren An:ahl 3 

Wechselprotest~ (ohne die bel cler Post) AnZAhl 156 142 158 146 136 110 130 
Wechsel su~:rn~ Kf11. IJ.I 1,1 1,0 1,0 0,9 0,9 0,9 2,2 

STEUERN 

Vlerteljahrrs- 2.VJ.(I9 2.Vj .90 Sl[U(Ito\UFKIJ!oMN NACH DER STEUERART durchsehn I tt 

Gt:llel nschaftsste~o~rn 11111. l»l 2 883,2 3 099,1 2 91l,S 2 576,8 
Steuern VOIII EI nk n 1111. DH 2 016,4 2 178.7 2 030,7 1 769,2 

Lohnsteuer 4) Hlll. llM 1 456,4 I 574,5 I 435,8 1 358,7 
Veranlagte EI nkOI!Illensteuer Mfll. 1)1 303,6 349,4 275,5 229,6 
ntchtverenllgte Steuem v011 Ertrag Hlll. DH 45,2 71,6 116,2 75,8 
Körperschaftsteuer 4) Hili. Oll 201,3 183,3 203,3 105,2 

.,teuern vom lknsatz Hlll. [)I 866,1! 920,3 882,9 801,5 
l.l:asatzste~er Hlll. OH SOl,O 51!! .2 451.8 513,5 
Ei nruhru111sa tzs teuer Hlll. DH 363,7 401,1 431,1 294,0 

Bundessteuern Hfll. OH 130,5 142,6 114,8 47.1 
Z511e Mlll. DH 0,1 - 0,0 o.o 
Verl>rauchs teuern loh~e B1Prsteuer) 14111. DH IIS,O 122,8 102,1 34,1 

lancle~st&uarn 11111. 1)11 192,9 212,2 219,9 215,5 
Ven:allgons teuer 11111. DH 34,8 35,8 31,6 34,9 
kra rthhrzeugsteu~· Mll 1. llM 00,8 92,1 109,8 9~.2 
Bter&te~er Hlll. OH 6,9 f,!! 7,2 7,7 

G<:melndesteu m 11111. IJI 308,7 334.0 325,1 320,2 
Gruodsteuer A 11111. ~ 7,8 7,8 7,9 7 .s 
Crunj tt-uer a Mlll, ON 71.4 76,9 69,6 70,7 
Ge"'lrbesteuer 

na h Ertrag und KapItal (brutto) .lfll. ~ 220,9 238,0 234,6 225,9 

STEUERVERTEl :C AUF DIE r>l:8lETSilORPtRsti!AFTEN 

S~euerelnna t~~~tn l'.es Bundes 11111. I 488,0 I 620,0 I 499,4 1 311,7 
Aotetl en den Steu4 r V:)t!l Eln~o;",en M 11. 01>' 776,4 860,0 793,2 721,3 
Ar.tetl an t:en ~teu m Ylli!l Ums• tz 141.1. ~ 563,4 598.2 573,9 524,9 
Nl!.Ptl an der ~rtesteu•rumla~e Hili. Otl 17.' 19,3 17 .s 19,4 

Stcue•ofnrtthlllen lies Lind s Mtll. IJtl I 638,<; I 734,2 1 SQ0,5 1 519,9 
Anteil an den S ~"crn VOI!I ElnkOI!rlll!n Mtll. Cl>! 945,7 998,8 950,7 781,6 
Anteil an clen St'Mi rn VQIII )oasarz '4111. ~ 482,2 503,9 402,3 504,3 
Anteil an l'.er Gfwerbcsteuer'Ullllage 1'1111. OM 17.7 19,3 17 .s 19,4 

St~u-re!Mahtnl!n ~er Gen tnoen 
U"d GC<!IC I ndCV( rbfindc !4111. OM 557.7 6!1,2 576,3 676,4 

Ge"" tles teuo r 
ach lrtrag u d Xap1Ul l~tto•5) ·~f 11. DM 185,5 19'1,4 199,6 IS9,1 

AMefl an cler LOhQ· •~d 
1eranhgtcn !~k te~or ''111. [)M 284,4 315,8 2e6,2 293,1 

Fußnoten nlchste "el te 



PREISE 

PRriSIN EXZIF'fERIJ IM BU~OESCEBIE:• 1985 ; 100 

Einfuhrpreise 

.a.~s.fuhrprefse 

GroMstoffpref5e6l 1980 ; 100 

Erzeugerprel se 
~w r·blfChH Produ~ telil 
landwirtschaftlicher Produkte6l 

Preislnd • fur llohnge:,lude, Neubau, 
Baulelstunge~ ~ Gebäude 19'.10 • 100 

Ein<aufsprehe hndwlrtschaftlfcher Betriebsmittel 
IA~~~~a~enl~d •l 6) 

Einzelhandelspreise 19!10 ; 100 

Prelsf ~ex f r dfe lc~en h.!ltung 
aller prfvtten lla shllt~ 

runt r fur 
I h"Un s lttel, Cetrlnke, Tabakwaren 
Be~leldung. Sthu~e 

lr.lhnungs I eten 
Energie (ohne Kraftstoffe) 
Hill)cl, HIU !!aPsllt'rite u. 1. GOter 
fik die t.1Ushal tsfJhrung 

LÖHNE UNO GEHALTER 

• EtfeHIYvrrJIMStt' ln 11M -

AASEITER JN IN USTRII llN tiONI- ll'l:l TIHFAU 

Brut towochcnverdt enste 

Monliehe Amefter 
darunte,. Fach~rbelter 

weibltchr Art>efter 
darunter Hll fu•'belter 

Bruttos tundenverdl ens te 

nnl!che Arbeiter 
d.lrunter F'acharbel ter 

wefbll he Arbeiter 
dlrunter Hfl fsarbelter 

Bezahlte 'ochenarbeltszett 

m!lmllche Arbeiter (Stunc!enl 
wibllche Arbeiter (Stunden) 

.\~GESTELLTE, BRUTTOHOt ~TSVERDJE~STE 
ln lndustrio und H.xh- und Tiefbau 

Kauflllinnfsche AAgestell te 

n".'lnnll eh 
weiblich 

Teclmlscht Angestellte 

lllllnnllcn 
wefbllch 

in Handel, Krtdl t Jnd VerslchertJ~gen 

Keufm!lnnlsche Angest~ll te 

llllnnllch 
'"!I blich 

leeholsehe Angestellte 

lllllnnllch 
weiblich 

ln Indus.trle und Handel zu.amen 

Kaufllldnnlschr Mgestell te 

111nnlich 
"'!fbllch 

Technl sehe A"9estell tn 

männlich 
wl blich 

IIOCH: 140NATS- UNO VIERTELJAHRESZAHLEN 

1989 

Hondts­
durc!tschni tt 

80,8 84,4 

9~. 3 102,1 

102,2 107' 1 

96.) 99,3 
91,1! 99,8 

lll,Z 125,5 

91.4 96,4 

118,5 121.1 

101,4 104,2 

100,3 1~2.b 
10!.~ 106,0 

105,6 108.8 
7 ,1 82,0 

103,3 104,9 

764 7A6 
798 627 
536 552 
508 526 

18,78 19,44 
19,71 20,49 
13,62 14,07 
12,90 13,34 

40,6 40,4 
39,3 39,2 

4 609 4 759 
3 159 3 285 

4 699 4 849 
3 075 3 217 

3 690 3 831 
2 529 2 634 

3 648 3 772 
(2 578) (2 6531 

J 986 4 126 
2 708 2 823 

4 631 4 779 
3 064 3 205 

Juni 

85,2 

102.6 

108,5 

99,2 
100,1) 

97 ,I 

121,7 

104,4 

103,2 
1!16,0 

108,7 
81,1 

104,9 

19S9 

Juli 

83,9 

102,4 

107,5 

99,3 
101,7 

97,2 

121,4 

104,3 

102,9 
IC5,9 

109,0 
80,9 

105,0 

794 
835 
558 
534 

19,52 
20,58 
14,18 
13,49 

40,7 
39,4 

4 765 
3 295 

4 864 
3 228 

3 817 
2 609 

3 855 
(2 624) 

4 111 
2 805 

4 801 
3 216 

August 

84,2 

102,4 

108,1 

99,4 
103,8 

125,3 

'17 .s 
121,2 

104,2 

102,3 
106,0 

109,2 
81,6 

105,3 

Mai 

81,1 

102,1 

104,7 

100,8 
9 ,9 

133 ,() 

9G,7 

123,9 

106,7 

106,3 
107,2 

112.0 
83,1 

107.1 

p 

80,6 

102,2 

104,1 

100,8 

1990 

93,9 

96,2 

123,8 

106,8 

106,2 
107.2 

112,3 
82.7 

107,2 

80,6 

102,3 

100,7 

123,4 

106,0 

105,9 
107,3 

112,7 
82,6 

107,5 

1) ße~Und>Hhlen bei Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Die Angaben u111fassen dfe in Schleswfg-Holsteln gelegenen NfededdHun9en der zur 

123,8 

107,1 

105,6 
107,4 

113,1 
85.9 

107,6 

lllOnatltchen Bllinzstatfstlk ~rfcHt>nden Kreditinstltute; o~ne Landeszentralbank, Cllne dfe Kreditgenossenschaften (Ratffelsen). deren Bflai\ZSulltlle 
11111 31. 12. 1~72 weniger als 10 Mfll. OM betrug, ~owfe ohne die Postscheck- und Postsparkassenli~~tter. Ab !. I. 1986 efnschlfeßlich RaHfelsenbanken 
3l tinseht fe91 eh durchlaufender Kredite 4) nach Berucksfchtigung der Einnahmen und Ausgaben aus der Zerlegung 5) nach Abtug de• G«-werbestwerumlage 
6) 011ne IM:Isat.z-(l':cmrwtrt-)steu~r 



Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

198~ 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

wm Bau 
genehlölfgte 

WOh­
nungen 1) 
in 1 000 

8 

8 

8 

Wohnungswes~~ 

fertf ~Jestell te 
Wohnungen 1) 

ins­
gesa"lt 

in 1 000 

10 

8 

1111 
sozialen 
~ohnungs­

bau 2) 
in l 

21 

32 

29 

24 

Kfz-8estand4) am 1. 7. 

Bestand 
en 

illohnungLln 
ln 

1 000 

181 

190 

r 1 133& 

141 

JAKRESZAHLEN B 

Erscheint im monatlichen ~cchsel mit A 

10 033 

9 574 

10 156 

11 087 

12 555b 

f" 
EG-L~nd· r 

1n 
Länrl-r 
der 
EFTA 

1m1. DH 

4 639 

4 776 

4 858 

5 492 

6 169b 

1 313 

1 434 

1 521 

1 724 

1 898b 

StraßeMcrkehrsunfall e 
mit Perr.onenschaden 

von Gilwrn 
der 

;jeWfrrb­
lichen 

Wirtschaft 

ß 475 
q 007 

8 514 

9277 
10 337b 

l,n~Unfte 

fns­
g~samt 

Al.lsl ands-
9äste 

Obernachtungen 

1 ns­
ges•mt 

van 
Auslands­

giisten 

in 1 000 

2 940 

3 096 

3 088 

3 193 

3 448 

321 

380 

378 

379 

444 

Sozialhilfe 

16 32?. 
17 076 

17 137 

17 181 

17 650 

583 

698 

7U9 
724 

866 

Spar-
--------------------------------------------------------·----------einlagen6l ----------------------------

Krl egs­
opfer 

fiirsorge 
ins­

gesamt 

l 265 
1 305 

1 338 

1 376 

1 419 

Kraft- PkwSl 
räder 

54 

54 

52 
51 

51 

in 1 000 

Steueret nnahmen 

1 067 

I 107 

1 HO 
1 177 

1 218 

nach der Steuerveo·tefl ung 

des 
Bundes 

4 990 

5 322 

5 605 

5 952 

6 480 

des 
Lande< 

5 755 

6 074 

6 1~7 

~ 554 

6 937 

der 
Gemeinden 

1 950 

l 041 

2 0~7 

2 231 

2 445 

Lkw 

54 

53 

5J 

54 

55 

Steuern 
YO!II 

Umsatz 

2 640 

2 950 

3 245 

J 467 

3 681 

Unfllle 

16 270 

16 751 

1s are 
17 106 

16 786 

Steuern 

Getötete Ver1 etz tP 

377 

371 

337 

372 
34~ 

20 714 

21 591 

20 383 

21 989 

21 61Q 

StetJel"ll v0111 E1nk01111\en 

itts ... 
gesamt 

6 154 

6 425 

6 690 

7 144 

7 899 

Lohn­
steuco· 

veranlagt<> 
E' n~ommen­

steuer 

Mi 11 • r.M 

4 425 

4 49ö 

4 850 

5 005 

5 396 

978 

998 

1 029 
1 214 

1 398 

Preisindizes Im Bundesgebiet 

für 
Wohn­

geDäude 
1980 ;; 100 

Lebenshai tun9 
aller P"i vaten 

dausha1 te 
1985 • 100 

Ins· 
ges4mt 

Nahrungs­
mittel, 

Getränke, 

lndustrf earbei ter9l 

Bruttowochenlohn 

!~ännor Frauen 

. ." 
31. 12. 

fn 
'1i11. OM 

ins­
gesamt 

HilFe 
zuon Lebensunterhai t 

17 830 

19 119 

20 !50 

20 736 

20 080 

Aufwand 
in 

·m1.o.'l 

005,1 

137.7 

222.7 
1 311,1 

1 420,4 

Aufwa1d 
in 

Hill. Dt1 

3g!, 7 

459.4 

t86,3 

514,9 

566,9 

B;Jpf~nger 
in 

1 000 

84,8C 

100,1 

99,9 

10~.7 

~ufw1nd 
ln 

Mfll. 1JM 

66,9 

71,7 

72,2 

77' 7 
~2 .8 

rund i erte S.:hu 1 den 

Ver­
brauch­
steuern 

466 

480 

471 

4b0 

491 

Gewerbe­
steuer 

nuch 
Ertrag 

und 
Kapital 

776 

774 
763 

!184 

952 

Lönne und Gehälter 

des 
Landes 

14 648 
15 538 

17 1)47 

18 204 

18 1.!36 

Angestellte ln 
1ndustrie 9) und H~ndel 

Bruttof!lonatsgehll t 

kaufm!inn i sehe 
Angeste 11 te 

lfilnner Frauen 

technl sehe 
Anges t~l 1 te 

11änner 

der t><""lel nden und 
r.eon~i ndeverbande 7) 

Ins­
gesamt 

2 993 

3 131 

3 241 

J 490 

3 619 

J<redi t­
markt­
mittel 

z 287 

l 423 

2 509 

2 732 

2 857 

öffentll ch~r 01 enst 

Bruttomon~tsg~hal tiO) 

Be3mte 
A 9 

( 1 nspck tor l 

An3es te 11 te 
BAT V1ll 

(BiirokraftJ 

gewerb­
licher 

Produkte 
1985 ;: 100 

landwl rt­
schaft. 
1ic•1er 

Produkte 
1985 • 100 Tab!KwJren ------------------------------------------------------------------

100,0 

97 ,s 
95,1 

96,3 

99,3 

100,0 

Qn,l 

91,7 

91 ,1! 

99,8 

114,5 

116,1 

1H,6 

121,~ 

125,5 

100,1) 

99,9 

100,1 

101,4 

104,2 

100,0 

10~.6 

100,1 

lOJ,1 

102,6 

699 

715 

735 

764 

786 

481 

496 

515 

536 

5~2 

3 610 

3 699 

3 845 
3 986 

4 12& 

DM 

2 456 

2 509 

2 606 

l 708 

2 823 

.1 186 

4 304 

4 466 

4 631 

4 779 

l 388 
3 51)5 

3 622 

3 70S 

3 759 

2 530 

2 616 

2 703 

2 767 

2 805 

l) Err-1 chtung neuer Geb.iud~ 2) 1. Förderungsw~g 3) Nur 8eherbergungss tätten •ni t 9 und o'H!hr Gästebetten, el nsch11 eB11ch K1 nderloelme ond Jugend-
herbergen, Ausländer e1 nsch11 e3lich DDR 4) Kraftfahrzeuge mit amtlichem Kennzeichen, onn, Bundespost, Bundesba~n und Dundeswehr 
5) ei nschli eßl ich Kombi na~ r lnskra ftwagen 6) ohne PostspareIn 1 agen 7) el nschl i eßlich ihrer Krankenhäuser, dber ohne E illenbetr1 ebe und Zweckverbände 
8) ohne Ul satz-(Mehrwort-)swur•r 9) einsc~lle!llfch Hoch- und Tiefbau lOl Endgeh~lt. Oie l,ngabe~ gelten fUr Verhef•atete 1nlt einem Kind 

a) Basis Gebäude- uod Wot.nungsz::.nlung 1~37 bl vorH••fi ge Ergebnlss~ c l Hochgerechnetes Ergebnis einer Repr3sentatfv-Erhebu•lg 



KREISFREIE STAD~ 

FLE'IS8URG 

KIEL 

l OBEC( 

NEl.fiONSTER 

Kreis 

Dtth'llarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Osthelstete 

Pt neberg 

Plön 

Rendsburg ·Eclernr örde 

Sc les•lg·f lens~urg 

Se~e~erg 

Stci~burg 

Stcrmarn 

Sch leswi g-ho Jste In 

I:REI SfREIE STADT 

FLENSBURG 

KIE~ 

L<JIECX 

HEUMONSTtR 

Dithmarschen 

Hzgt. lauenb Jrg 

hordf r1 es land 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rend sbu rg -Eck ernt öl'lle 

Sch leswlg-flensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stor'lllar~ 

Sch1eswl g-Ho lS teln 

Bevölkerung ~ 31. 1. 1990 

1 nsgesa..t 

86 700 

243 654 

213 248 

80 280 

128 231 

157 206 

151 275 

187 419 

266 119 

118 571 

245 062 

118 '194 

218 000 

127 325 

196 881 

2 S98 967 

Veranderung gegenuber 

Voi"'IIna~ 

0,1 

0,0 

0,1 

- 0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,3 

0.2 

0,5 

0,1 

0,2 

0,1 

0,2 

0,1 

0,2 

ln % 

Vorjahres­
monat 1) 

1,1 

1,3 

1, 3 

0.9 

1,0 

1,8 

1,2 

1,9 

1,9 

0,8 

1, 3 

1,1 

1,0 

1,3 

1,3 

KREISZAHLEN 

Bevo lkerungsverloderung 
1111 Januar 1990 

!JlerschuS 
der 

Geborenen 
oder 

Gestorbenen 
( -) 

26 

117 

132 

51 

68 

46 

30 

86 

86 

40 

113 

55 

QS 

67 

9~ 

- 1 11? 

1/ande­
ru~gs­

gewinn 
oder 

-v•rl at 
(-) 

144 

192 

448 

43 

333 

394 

278 

590 

530 

600 

461 

432 

419 

326 

283 

5 473 

Bevölke­
rungs­

ZJnahllle 
od•r 

-a!wah~~e 
(-) 

118 

75 

316 

14 

265 

348 

24!! 

504 

444 

560 

3~8 

377 

324 

259 

18g 

4 361 

Verarbeitendes Gewerbe3l 

BetriebE' 
IlD 

31. 8. 1930 

67 

131 

140 

75 

69 

106 

60 

81 

193 

45 

124 

80 

193 

82 

169 

1 615 

Beschliftlgte 
&!II 

31. 8. 1990 

9 139 

22 731 

21 sso 
10 691 

1 246 

9 058 

3 490 

6 5~7 

21 749 

2 803 

10 570 

5 HO 

19 6)9 

9 337 

19 469 

179 519 

U.satr'l 
im 

A1gust 1990 
11111. DM 

198 

372 

475 

131 

322 

132 

101 

151 

482 

50 

174 

136 

453 

218 

441 

3 838 

tnsgesut 

40 343 

113 134 

96 397 

40 773 

76 445 

92 788 

92 059 

lOS 276 

150 468 

68 494 

144 J39 

107 920 

143 183 

75 252 

120 628 

1 467 499 

Stra3enverltehrsunf»lle 
•lt Personenschaden 1m August 1990 

(vorläufige Zahlen) 

l)lflille 

38 

164 

166 

50 

82 

ll6 

169 

175 

156 

83 

131 

137 

89 

uo 

I 7o4 

Getötete2l 

2 

6 

3 

4 

5 

3 

3 

33 

Kraftfahr zeug~estand5) 
ll!l I. 7. lC190 

Anzahl 

36 )47 

101 193 

86 406 

36 286 

62 441 

80 575 

75 517 

90 903 

131 64<1 

58 274 

121 991 

88 344 

123 340 

62 410 

106 427 

1 261 902 

Verletzte 

46 

195 

216 

62 

ll7 

158 

227 

232 

19S 

lOB 

163 

141 

181 

125 

142 

2 311 

je I 000 
EInwohner 7) 

417 

415 

405 

452 

487 

513 

499 

485 

495 

491 

498 

494 

566 

490 

541 

486 

l) nach de Gebietsstand VO<d 30. 11. 1989 2) el~schl!eßlich der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe 0111t 1m allg•~inen 20 und ~hr Beschäftigten 4) ohne l)nsatzsteuer 5) Kraftfahrzeuge mtt amtliche~~~ Kennzeichen, ohne 8undespost, 
Bundesbahn und Bundeswehr 6) einschließlich Kombinationskraftwagen 7) Bevolkerungsstand .." 31. I. 1990 

Anmerkung: Eine ausfl,hrllch~ Ttbe11e mit Kreiszahlen erscheint in Heft 5 und 11 



Land 

Schleswl g-Ho ls tel n 

Hamllur9 
rliedersachsen 
Bremen 
Nordrhel n-Westfa Jen 
Hessen 

Rhe1nl•nd-Pfalz 
Baden -1/ür ttemberg 
Ba,yern 
Saarland 
Ber11n (West) 

Bundesgebiet 

Land 

Sch leswlg-Ho 1stein 

Hamburg 
Nleders~chSen 
Bre;nen 
liordrheln-Westf 4 len 
Hessen 

Rt:e1nland-Phlz 
8aden-llürttet1lberg 
8a,yern 
Saarland 
Berlln (West) 

Bun~es9ebiet 

Schlesw1 g -Hols tel n 

Hamburg 
Niedersachsen 
Brellll!n 
~ordrh~ln-Westr a len 
Hessno 

Rhe rland-Pfalz 
Barten .1/ürtte W"rg 
8a,yern 
Saarland 
8erl1n (West) 

Sundesgenlet 

ZAHLEN F 0 R D I E BUNDESLIIHOER 

Bevol~erung 
~ 30. 9. 1999 

Arbei tsmar< t *VIPhbestande 

Veranderung Rindvieh am 3. 6. 1990 
g'lgPnu~er Arbeitslose K•trzarbeltor cffene Schweine 

d"' 
l>bna t >lllil te Ste IIen insgesamt 

in I 000 vz Vorjahres- 31, 8. 1990 Aug•JS t 31 e. a 1nsqesa111t H11chkUhe 
1987 stand 1990 1990 3. 4. 1990 

ln S T in I 000 

2 578,5 • 0,9 .. 0,6 85,1 0,6 9,6 1 463 1 504 437 

1 &14,0 + 1,3 + (1,9 72,3 0,3 9,0 5 12 2 
7 237.7 + 1,1 + 0,8 264,1 1,7 27,0 6 945 3 341 939 

670,9 + 1,6 + 1,5 39,0 0,4 3, 7 7 23 ~ 

16 995,7 + 1,7 + 0,9 610,8 7,9 70,5 5 970 I 918 522 
5 620,8 + 2,1 .. 1,1 130,4 0,9 24,4 1 040 732 238 

3 681,9 + 1,4 + 0,9 87,0 4,6 13,5 533 55~ IS6 
9 545,0 . 2,8 + 1,5 178,6 5,7 79,3 2 257 I 599 592 

11 152,9 + 2,3 + 1,2 2(3,7 3,3 75,0 3 781 4 912 1 S34 
1 058,8 + 0,3 + 0,5 37,8 0,2 3. 9 36 68 22 
2 103,5 + 4,5 + 2,2 84,0 0,8 8,2 3 l 0 

62 259,7 + 1,9 + 1,1 1 812,8 26,5 324,2 22 040 14 663 4 775 

Verarbeitendes Geilerbel) Bauhauptgewerbe3 l 
Wohnungswesen 

im Mal 1990 

U111S4tz2l Seschaftlgte zurn Bao 

Beschäftigte illl Ha ' 1990 a>t 31. 5. 19g0 9""P.hr.>i g•e ~ohn ~gen 
All! 

31. s. 1990 
in 1 000 Mill. DM 

AUslandsuiiiSatz 1n I 000 
je 1 000 

An~ahl 
je I'J 000 

in S Einwohner _.) Einwo~ner 4) 

175 3550 22 40 16 1 542 6.0 

134 7 2<10 16 21 13 466 2,9 
669 16 252 34 109 15 5 203 7,2 
81 2 252 36 10 15 270 4,0 

2 Oll 41 974 30 232 14 s 993 3,5 
651 12 132 31 89 16 2 392 4,3 

382 8 782 38 60 16 2 426 6,6 
1 512 27 809 32 170 18 7 724 8,1 

1 433 26 157 33 235 21 7 682 6,9 
139 2 611 34 17 16 453 4,3 
169 4 338 12 35 16 954 4,5 

7 357 153 529 31 1017 16 35 095 5,6 

*kfz-BesUnd5) Stra&!nverkehrsunfäl I e7) Bestand Steuereinnahmen 
~~~~ I. I. 1990 mit Fersone• schaden 1m Jen i 1~90 

~n 

Spar-
einlagen des des der 

Pkw6l 
8) Landes 8u•des Ge100i ndl!n 

; ns- Verun- ~ 

g~samt glUck-e 28. 2. 
Unfälle Getötete Verletzte 1990 

Anzahl je 1 000 je 100 ln D11 
im 1. Vierte 1 Jahr 1990 

Ein•ohner Unfälle je Elnw. 
ln 1 000 

4) 4) in DH je Elnwohner9' 

I 438 1 237 480 1 700 16 2 215 131 7 636 645 558 

738 666 412 1 039 6 1 370 132 10 372 827 3 317 
4 004 J 489 432 3 913 114 5 100 133 9 133 642 545 

308 278 414 4JO 2 450 113 10 580 737 1 275 
8 962 7 999 471 6 883 126 8 933 132 9 847 738 1 222 
3 352 2 915 519 2 905 61 l 847 135 11 537 808 999 

2 203 1 864 506 I 824 64 2 360 133 10 729 685 628 
5700 4 C4l 5-37 4 316 107 5 826 137 ll 991 820 939 
6 739 5 >53 ,qg 5 439 168 7 483 141 12 226 716 778 

606 539 509 553 7 687 125 9 787 636 666 
822 71Q 342 1 287 5 I 594 124 9 119 558 I Z75 

3' 001 30 10\l 483 30 SOG 685 40 2ZS 134 10 627 729 I 010 

• l An 11e~er StP lle ersehe i nen lb...echse lnd Angaben uber Viehbestlinde, kfz-Bestand und Brutto In hndsproduk t 
1) ~etrleb• mH im allgeml.'l~en 20 und lll'!h Beseht tig•en; in den Ergebnissen sind erst111als die durch die Arbeitsstättenzahlung 1987 neu aufgefondenen 
Erhu~ungselnheH~n vallsta· dlg tnitP.o~~alten 2) ohne IJIIIS3tz~leuer 3) Endgültlgt Werte 4) Bevölkerungsstand am 30 . 9. 1989 
5) Knftfahrzcuge mit amtliefen Kennzeichen. L~nder: oMe Bunaespost, Bundesbahn und Bundeswehr; Bundesgebiet: e1nschl. Bun~espost und Bundesbahn 
6) n1r.s:hl1eßllch Kombinations~ra•twagtn 7) Schle~wlg-~htoln endgUltlge, Tibr1ge Under vorläufige Zahlen 8) ohne Postspareinlagen 
Q) B~völi.er~ng~st.nd: 30. 6. 1989 

GedrucH 1111 Statistischen L~r.desamt Schleswlg-HoBteln 



STATISTISCHES LANDESAMT 
SCHLFSWIG-HOLSTEIN 

Amtliche Statistik Jn Bildschirmtext 

Vergleichbare Daten auf Knopfdruck 

Das Statistische Landesamt Schleswig­
Holstein bietet ausgewählte Ergebnisse 
der amtlichen Statistik für Schleswig­
Holstein unter der Btx-Nummer 

* 444 so # 

an. Die nebenstehende Hauptübersicht 
gibt die Inhalte des Btx-Angebotes 
wieder. Alle Seiten sind gebührenfrei. 

Aus unserem Btx-Angebot 

* Schleswig-Holstein in Zahlen 

Dieses Kapitel ist ein Gemein­
schaftsprogramm des Statistischen 
Bundesamtes und der Statistischen 
Landesämter. Es bietet auf z. Zt. 
rund 900 Seiten aktuelle Daten für 
nahezu alle Sachgebiete der amt­
lichen Statistik in Form von 
Grafiken und Tabellen . Die beiden 
Abbildungen zeigen den Aufbau der 
Sei ten für die Beschäftigten­
statistik. 

Das Datenangebot wird über ein 
alphabetisches Schlagwörterver­
zeichnis oder über eine Sachge­
bietsgliederung erschlossen. 

Da die Btx-Seiten der Statisti­
schen Landesämter einheitlich 
aufgebaut sind, können vergleich­
bare Ergebnisse für das Bundesge­
bi et und die übrigen Bundesländer 
abgerufen werden. 

Do<:n<~&obiudc 

IGel, 

Pmtaruchnft 
Po>tfach 1141 

2300 Klei I 

Besuch!t.ZC"llen 

Mo.·Ft. 9.()()-12.00 
Mo.·Do 13.30- IS.JO 

e VennJttluna 

(0431) 68 95-() 
Fnihc:IMt IS·I1 

S T A T I S T I K infonniert ... 

0,00 DM 

.. 0 
444509a 

S~at. Landes••~ Schl. -Hols~ein 

Versicherungsp•li chti g Bes chäftigte 
in Schles wig- llolstein 

Alters aufbau •• 8 0 . 06.1988 

ll\llnnlich 
Alter 

I üb. 851 

80 
.. 0 

-1100- 65. 
55- 59_ 
50- 54 
45- 49 
40- 44 
35- 39 
30- 34 
25- 2!1 
20- 24 
15-19-

40 20 0 Ts d,O 2 0 40 60 
77 Ubr . Lllnde r , Bund Tabelle • 

44450222204a 

Stat . LandesaMt Schl. - Hols tein 0 , 00 DM 

Alter in " weibl. 

15- 19 25, 8 21 , 8 6,1 8 , 6 
20-24 55, 3 53,0 13,0 19,1 
25- 29 56,1 47 ,2 13, 2 14,3 
30- 34 50 , 5 33,1 11 , 9 10 , 0 
35- 39 46,9 32 , 1 11,0 8 , 7 
40- 44 42,8 33, 0 10.1 10,0 
45- 49 53,4 41,1 12,5 12,5 
50- 54 52,1 35 , 9 12,3 10 , 9 
55- 5!1 2!1 , 6 18, 0 7,0 5,5 
60- 64 10,7 9 , 5 2,5 J.,1 
üb. ll4 1,5 0 , 9 0 , 3 0,3 
insg. 424,7 329 , 7 100 , 0 100,0 

.. 0 77 Ubr.Lllnde r,lund . .. 
4445 0222212• 

stand: 1. 10. 1990 

Telefax Teletel 
6~ 954 98 431786- Statl.A 



* Ergebnisse der Volkszählung 1987 
Am~liche S~atis~ik 0,00 DM 

* 

Auf 11 Seiten werden Eckdaten aus der 
Volkszählung 1987 für Schleswig­
Holstein präsentiert. 

Außerdem stehen zur Verfügung: 

Ergebnisse für alle Kreise des Bundes­
gebietes aus der Volkszählung und der­
Gebäude- und Wohnungszählung 1987 in 
einheitlicher Form. 

Wirtschaftsstatistisches Telegramm 

Dieses Kapitel enthält laufend aktuali­
sierte Monatsergebnisse für Sohleewig­
Holstein zu den Bereichen 

Verarbeitendes Gewerbe 
Bauhauptgewerbe 
Fremdenverkehr 

- Auefuhr 

Wahlsonderdienst 

Kreisfreie Stadt Flensburg 
Bevölkerung am 25.5.1987 

nach 9 Altersgruppen 

Anzahl " Insgesamt: 86554 100 
davon im Alter YOp 

unter 5 Jahren 9998 4,6 
s bis unter 10 Jahren 3582 4,1 

10 bis unter 15 Jahren 3910 4,5 
15 bis unter 18 Jahren 3253 3,8 
18 bis un~er 25 Jahren 1.1713 13,5 
25 bis unter 40 Jahren 18462 21,3 
40 bis unter 65 Jahren 26200 30,3 
65 bis un~er 75 Jahren 7972 9,2 
75 und mehr Jahren 7464 8,6 

0+ 7=Reg1onalauswahl B•TheMenausw;ahl 
260000000a 

0,00 Ofll 

~ Nirt:scha~~ss~a~~stisches Telegram~ 

Aus1uhr Schleswig-Holsteins 
Anderung der Aus1uhrwerte gegenüber 
dem Vorjahreszeitraua in % 

1880 
Jan. 

April "•.l bia 
"•J. 

Ausfuhr insgesa•t -0,1 +13,3 +1,7 

Ernihrungsw.lrtschaft -28,0 -15,7 -12,1 
Gewerbl.Nirtscha~t +6,7 +21,3 +4,8 
darun~er Fertigwaren +8,3 +24,0 +5,8 

Westl.Indus~rieländer -3,7 +15,0 +6,6 
darunter EG-Lind•r -4,7 +8,4 +4,4 

En~wick~ungs~änder +4!1,1 +22,2 -23,4 
S~aats~and~~sländer -47,7 -18,1 +8,2 
.. 0 . .. 

444501221• 

Im Rahmen unseres Wahlsonderdienstes bieten wir für die 
jeweilige 
- Europa-

Bundestags­
Landtags-

- Kommunalwahl 
erste Ergebnisse noch in der Wahlnacht. 

* Außerdem finden Sie unsere Veröffentlichungen unter der 
Btx-Nummer * 444 506 # . 

Weitere Informationen erhalten Sie von Herrn Schiebat, 
Tel. 0431 - 6895 293 oder Btx * 444 50 # 



Entwicklung im Bild 05849-B Srat LA S·H 

Verarbeitendes Gewerbe 
lndustr.,. und Handwerk ' '"' ll<' mrt rm al ~· "lernen 20 und mehr Beschllllrgten darunter Maschtnenbau 

J9U 111 II. ll'i • J Jlh bSI 41rol. DM l.Luah 
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Bauhauptgewerbe Baugenehmigungen 

1' II. re l trthh lorbuhotunden 1281 Wohnuntt• 111 Wohobau 
1 A 

1111 1\ 
A I \ / 
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